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Frauen gestalten Politik
Nicht erst seit dem gescheiterten Anlauf von
Ursula von der Leyen für die Kandidatur zum
Bundespräsidenten sind Frauen in der Politik
ein Thema. Alle anderen Verfassungsorgane
sind oder waren bereits schon einmal mit
Frauen an der Spitze besetzt. Die Politik brau-
che mehr Frauen, erklärte Akademiedirektor
Heinrich Oberreuter bei der Eröffnung des
13. Passauer Tetralogs im Rahmen der Euro-
päischen Wochen. Denn sie seien ein tragen-
der und gestaltender Teil der Gesellschaft.

Siehe Seite 3

Tissy Bruns, seit 20 Jahren Par-
lamentsreporterin in Bonn und
Berlin und Chefkorrespondentin
des „Tagesspiegels“, sorgt sich
um den „Verlust des Primats der
Politik“. Mit Blick auf die letz-
ten Monate spricht sie von einem
Versagen der Medien und der
Politik.

Auf dem Podium des 13. Passauer Tetralogs von links: Natascha Kohnen
MdL (SPD), Kazimiera Prunskiene Ministerpräsidentin a.D., Moderator Hein-
rich Oberreuter, Christine Scheel MdB (Grüne) und Reserl Sem MdL (CSU)

      Foto: T. Scholz

„Keine Olympiade
der Demokratie“

Faszination Verbrechen

Siehe Seite 11

Der Alltag des Ver-
brechens weicht er-
heblich von den gän-
gigen Darstellungen
und Klischees in Kri-
mis und Spielfilmen
ab. Eine gemeinsa-
me Tagung mit der
Evangelischen Aka-
demie Tutzing spür-
te den Ursachen für
die Faszination am Verbrechen nach. Mün-
chens Ex-Kripochef Josef Wilfling und die
Journalistin Eva Reski (Foto) gaben Einbli-
cke in das Innenleben von Mördern und
Mafia.  Foto: Grümann

Die drohende Sä-
kularisierung der
Gesellschaft, die
schwierige Lage
der Kirchen nach
den Missbrauchs-
skandalen, die Si-
tuation der Öku-
mene und das
Verhältnis zum
Islam – zentrale
Themen beim Akademiegespräch im
Landtag mit dem früheren EKD-Rats-
vorsitzenden und Berliner Bischof Wolf-
gang Huber (Foto).

„Europa braucht die
Kirchen“

Siehe Seite 4
Foto: Schröder
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Neben Organisator und Aka-
demiedirektor Heinrich Ober-
reuter saßen dort Kazimiera
Prunskiene, Ministerpräsiden-
tin a.D. aus Litauen, Mitgestal-
terin des politischen Umbruchs
im Baltikum um 1990 und bis
heute aktive Politikerin, außer-
dem die grüne Bundestagsab-
geordnete und frühere Vorsit-
zende des Finanzausschusses
Christine Scheel. Aus dem Bay-
erischen Landtag waren gekom-
men Natascha Kohnen, die Ge-
neralsekretärin der BayernSPD,
und die CSU-Abgeordnete Re-
serl Sem.

Oberreuter stellte in seiner Mo-
deration die Frage, ob Frauen
„eine andere, individuelle und
befruchtende, ganzheitlichere
Sicht auf die Politik“ haben –
etwa in Bezug auf die Finanz-
krise. Scheel bestätigte diese
Ansicht, betonte das frühe En-
gagement von Frauen für die
Zukunft durch die Diskussion
der Themen Bildung, Umwelt,
Klima und verwies auf Erfolge
bei der rechtlichen Gleichstel-
lung: Vergewaltigung in der Ehe
wurde zum Beispiel erst in den
1990er Jahren eine Straftat.

Die Frage, wie eine Gleichstellung von
Frauen auch praktisch gelöst werden
kann, warf der Beitrag von Kohnen
auf: Sie stellte fest, dass es zwar un-
gefähr gleichviel männliche und weib-
liche Hochschulabsolventinnen gibt,
bei der dann folgenden beruflichen

Karriere aber die Männer die Nase vorn
haben. Statt auf Inhalte konzentrieren
sie sich offenbar mehr auf das Knüp-
fen und Pflegen von Netzwerken – und
haben damit Erfolg.
Lösungsvorschläge für eine größere
Präsenz von Frauen in Führungspositi-

Die andere Sicht der Frauen auf Politik
Politikerinnen diskutierten beim Passauer Tetralog

Frauen sind eher resultatorientiert, Männer dagegen durchaus
machtbezogen. Darin waren sich die Diskussionsteilnehmer-
innen des 13. Passauer Tetralogs an der Universität Passau

einig. Dieser wird jährlich im Rahmen der Europäischen Wochen
von der Akademie veranstaltet. Gemäß dem Thema „Frauen gestal-
ten Politik“ bestand das Podium der Veranstaltung heuer nahezu
ausschließlich aus Frauen.

Christine Scheel forderte
einen neuen Diskussions-
stil in der Politik

Reserl Sem favorisiert
das Mentorenprogramm
der Frauenunion

Natascha Kohnen: „Bei
der akademischen Karri-
ere haben die Männer die
Nase vorn“

Kazimiera Prunskiene
war als Ministerpräsi-
dentin die einzige Frau
im Kabinett

Fotos: Scholz

onen wären neben der Quotenregel
auch das Reißverschlusssystem der
Grünen, wo sich Frauen und Männer
auf Kandidatenlisten abwechseln.

Reserl Sem brachte das Mentoring-
Programm der Frauen-Union ins Ge-
spräch: Eine politisch erfahrene Frau
weist eine Neue persönlich ein und

betreut sie beim Start in die
Politik. Für Sem spielt ohne-
hin nicht das Geschlecht
eine Rolle: „Die Persönlich-
keit gibt den Ausschlag.“

Persönlichkeit
gibt den
Ausschlag

Auch Prunskiene unter-
scheidet aufgrund ihrer Er-
fahrungen in der interna-
tionalen Politik ein resultat-
orientiertes weibliches Vor-
gehen von der Machtorien-
tierung der Männer.
Dass Frauen in leitenden
Positionen – sie war als Mi-
nisterpräsidentin die einzi-
ge Frau in einem Kabinett
von 19 Männern – manch-
mal als „männlich“ angese-
hen werden, stört sie nicht,
da dies mit kulturellen Rol-
lenbildern zu tun hat.

Alle Frauen auf dem Podi-
um sprachen sich für einen
neuen Diskussionsstil in
der Politik aus: Der solle
sich mehr an Sachverstand
und Verantwortung orientie-
ren, um so der zunehmen-

den Frustration über Politik entgegen-
zuwirken.

Frank Müller

(Siehe Presseschau Seite 21)
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„Wir müssen mit dem Islam im Geist
von Klarheit und guter Nachbarschaft
koexistieren. Wir müssen aber auch
darauf beharren, dass der Islam die Un-
terscheidung zwischen Religion und
Politik respektiert. Er muss sich den
Geist von Religionsfreiheit und Tole-
ranz innerlich aneignen.“ Mit sehr
deutlichen Worten umriss Wolfgang
Huber seine Position zum Dialog mit
dem Islam und den neuen Herausfor-

derungen, denen sich die christlichen
Kirchen angesichts der Migration ge-
genüber sehen.

Der ehemalige Ratsvorsitzende der
Evangelischen Kirche in Deutschland
(EKD) und frühere Bischof von Ber-
lin-Brandenburg sprach beim Akade-
miegespräch im Bayerischen Landtag.
Eingangs hatte Akademiedirektor und
Moderator Heinrich Oberreuter darauf

hingewiesen, dass in Europa Religiö-
sität in der Gefahr sei, „auszurinnen“:
„Europa heißt heute, dass sich Christ-
lichkeit im Säkularen auflöst.“ Die
Gesellschaft steuere auf einen „Wert-
relativismus“ hin: „Die christlichen
Milieus werden kleiner, aber die wer-
den gläubiger“, sagte Oberreuter. Es
gehe darum, diese Minderheiten zu sta-
bilisieren, ja, sie vielleicht sogar an-
wachsen zu lassen.

Hubers Vortrag fiel auf den Vorabend
einer Verhandlung des Europäischen
Gerichtshofs für Menschenrechte, bei
dem abermals über die Zulässigkeit von
Kruzifixen in italienischen Klassen-
zimmern verhandelt wird. Im Novem-
ber 2009 hatte das Gericht christliche
Symbole in staatlichen Schulen in Ita-
lien für unvereinbar mit der Menschen-
rechtskonvention erklärt. In diesem Ur-
teil sieht Huber die gefährliche Ten-

denz, generell religiöse Symbole aus
dem öffentlichen Raum zu verbannen
und wagte ein „Gedankenexperiment“:
„Man stelle sich vor, alle Kirchen,
Klöster, Wegkreuze und auch Einrich-
tungen der Diakonie sowie christliche
Schulen müssten verschwinden!“ Für
Huber unvorstellbar.

Kein Monopolanspruch

Das bedeute allerdings keineswegs
einen Monopolanspruch der christli-
chen Kirchen. Er sieht einen Konflikt
heraufziehen zwischen Laizismus hier
und staatlicher Neutralität dort, die
aber die Religionsfreiheit fördert und
achtet. Für Huber gibt es derzeit kei-
nen Grund, die deutsche Gesellschaft
als „säkular“ zu bezeichnen: „Die sä-
kulare Option ist eine Haltung, die
Respekt verdient. Sie ist wichtig in
der pluralen Gesellschaft. Aber auch
sie darf keinen Alleinvertretungsan-
spruch erheben“, sagte der Berliner
Alt-Bischof.

Toleranz gegenüber
Kopftuch

Man könne den Kirchen nicht abver-
langen, dass sie auf ihren herausge-
hobenen Status als öffentlich-recht-
liche Körperschaften verzichten, nur
weil Muslime darauf aus ihrem Selbst-
verständnis keinen Wert legen. Gleich-
zeitig sprach sich Huber für Toleranz
gegenüber dem Tragen des Kopftuchs
aus. Das gelte aber nicht in gleichem
Maße für beamtete Lehrerinnen.
Zur Debatte über ein Burka-Verbot in
Frankreich sagte Huber: „Freie Men-
schen zeigen ihr Gesicht!“

Verständnis zeigte er für die nieder-
sächsische Ministerin Aygul Özkan.
Die Muslima hatte bei ihrer Vereidi-
gung die religiöse Beteuerung „So
wahr mir Gott helfe“ angefügt. „Die
Kritik der Kirche daran hat mich ver-
wundert“, sagte Huber. Dies sei ihr
selbstverständliches Recht. Egal, ob

„Europa braucht die Kirchen“
Alt-Bischof Wolfgang Huber beim Akademiegespräch im Bayerischen Landtag

Die drohende Säkularisierung der Gesellschaft, die schwierige
Lage der Kirchen nach den Missbrauchsskandalen, die Situ-
ation der Ökumene und das Verhältnis zum Islam – zentrale

Themen beim Akademiegespräch im Landtag mit dem früheren
EKD-Ratsvorsitzenden und Berliner Bischof Wolfgang Huber.

Prof. Dr. Wolfgang Huber und Akademiedirektor Prof. Dr. Heinrich
Oberreuter (rechts) beim Akademiegespräch der Politischen Akademie
Tutzing im Bayerischen Landtag          Foto: Grundler
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man den Gott der Christen, der Juden
oder der Muslime meine. „Dass Gott
einer ist, schließt Differenzen im Got-
tesverständnis nicht aus“.
Er sprach sich für die Zulassung von
Lehrstühlen für islamische Theologie
aus: „Unter eigenständiger Mitverant-
wortung der islamischen Verbände
können wir hier gemeinsam etwas Gu-
tes bewegen. Es gibt dafür nirgends in
Europa bessere Voraussetzungen als in
Deutschland“, sagte Huber. Er bedau-
erte, dass es nicht gelungen sei, eine
christliche Formel in die Präambel der
EU-Verfassung zu schreiben: „Der Be-
zug auf die Verantwortung vor Gott
und den Menschen  bringt die Wert-
gebundenheit und die soziale Dimen-
sion EU zum Ausdruck.“ Leider gebe
es überhaupt keine Präambel.
Unabhängig von solchen Entwicklun-
gen dürften die Kirchen in ihrer euro-
päischen Verantwortung nicht nach-
lassen. Sie müssten darauf drängen,

dass sich die Wirtschaftsgemeinschaft
zu einem sozialen Europa weiter ent-
wickelt: „Europa braucht die Kirchen“,
sagte Huber.

Soziales Europa
Nun gelte es dafür zu sorgen, dass der
Auswärtige Dienst der EU eine Abtei-
lung für religiöse Fragen bekommt:
„Angesichts des Ausmaßes, in dem
die Religionsfreiheit in der Welt ge-
fährdet und beeinträchtigt ist, ist es
nötig, dass die europäische Außen-
politik über Kenntnisse und Instru-
mente verfügt, um sich für die Durch-
setzung und Wahrung der Religions-
freiheit einzusetzen“, sagte Huber.

Der frühere EKD-Ratsvorsitzende ap-
pellierte an die Kirchen, den in der
jüngsten Zeit erlittenen Vertrauens-
verlust selbstkritisch aufzuarbeiten.
Zur christlichen Ökumene meinte er,
dass die Vielfalt einen Reichtum dar-

stelle, nicht nur eine historische Last.
Die Kirchen müssten allerdings bei
bleibender Verschiedenheit den ge-
meinsamen Glauben kräftig heraus-
stellen und zusammen für die gleiche
Würde aller Menschen „beherzt ein-
treten“.
Es gebe keinen Grund zu „Verzagtheit
und Resignation“. Angesichts der Fort-
schritte und Herausforderungen durch
Wissenschaft und Technik gerade im
Bereich der Medizin und Biologie
sowie des Missbrauchs wirtschaftli-
cher Macht und einem „Mangel an
weitsichtiger und sachgemäßer politi-
scher Regulierung“ seien die Kirchen
gefordert. Sie müssten sich auf ihren
Auftrag konzentrieren, sich deutlich
nach außen zu orientieren – „hin zu
den Menschen, die zwar fragen, de-
nen aber die Antwort des christlichen
Glaubens fremd geworden ist.“

Michael Schröder
(Siehe Presseschau Seite 20)

Die überraschende Nachricht
von Elke Leischings Tod hat
die Akademie, der sie über

drei Jahrzehnte in unterschiedlichen
Funktionen angehört hatte, tief bewegt.
Seit ihrem Abschied im Juni 2005 ist
ihr leider kein langer Ruhestand ver-
gönnt gewesen, um sich ihren vielfäl-
tigen Interessen und ihrer Familie, zu
allererst den Enkeln widmen zu kön-
nen, die ihr eine Freude waren.

Elke Leisching war eine ausgeprägte
Persönlichkeit – pflichtbewusst, kom-
petent, freundlich und stets auch in
jeder Hinsicht die Form wahrend, was
mit Distanziertheit nicht verwechselt
werden darf. Das Haus, das sie in all
seinen Aspekten kannte und zu ana-
lysieren wusste, verstand sie auch als
„ihre“ Akademie, in der sie gerne ge-
arbeitet und für die sie sich nach-
drücklich eingesetzt hat.

Sie war eine souveräne und kreative
Kraft, nicht nur in ihrer Funktion als

Chefsekretärin und Sekretariatsleite-
rin sowie in den letzten Jahren als
Organisationsreferentin, sondern aus
dem Inneren Ihrer Persönlichkeit. Sie
ist nie stehen geblieben, vielmehr

Elke Leisching (1940 bis 2010)
Foto: privat

suchte sie sich zeitgemäße Felder der
Weiterbildung und zusätzlichen Qua-
lifizierung. Aus ihrer Antriebsstärke
und Innovationsfreude zog die Aka-
demie vielfältig Profit. Mit ihr ver-
bindet sich die Grundlegung profes-
sioneller Standards in der EDV eben-
so wie die neben ihren dienstlichen
Pflichten erworbene berufs- und ar-
beitspädagogische Qualifikation, wel-
che die Akademie auch zu einem
Ausbildungsort für Bürokommuni-
kation werden ließ.

Nach ihrem Ausscheiden wirkte sie
verdienstvoll weiter, indem sie un-
aufgeregt und effizient den Förder-
kreis der Akademie betreute. In ihren
Aufgaben nach vorne zu denken und
Positives zu bewirken, ist ihre Maxi-
me gewesen. Damit hat sie prägende
Spuren hinterlassen, für die wir ihr
dankbar sind.

Heinrich Oberreuter

Antriebsstärke und Innovationsfreude
Zum Tod von Elke Leisching
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Bruns beobachtet schon länger
eine „Abgehobenheit von Po-
litikern und Journalisten auf

ihrem Quadratkilometer in Berlin-
Mitte“ zwischen Kanzleramt, Bundes-
tag und Cafe Einstein. Sie weiß, wo-
von sie spricht: Seit 20 Jahren schreibt
sie als Parlamentsreporterin für ver-

schiedene Medien, darunter „Stern“,
„Welt“, „taz“ und den „Tagesspiegel“.
Sie kennt die Bonner und die Berliner
Republik als journalistische Beobach-
terin. Sie hat die Kanzler Kohl, Schrö-
der und Merkel aus der Nähe erlebt.
Als erste Frau war sie Vorsitzende der
Bundespressekonferenz.

Manager ohne Mandat
Verschärft hat sich das Versagen der
Medien nach ihrer Einschätzung seit
Beginn der Weltwirtschafts- und Fi-
nanzkrise im September 2008 mit dem
Zusammenbruch der Lehman-Brot-
hers-Bank. Angesichts der tiefen glo-

balen Verstörung und Krise erinnerte
Bruns an das Grundgesetz: „Alle
Staatsgewalt geht vom Volk aus. Fi-
nanzmanager haben kein demokrati-
sches Mandat.“ Daran müssten auch
Medienleute die demokratische Öf-
fentlichkeit immer wieder erinnern.
Stattdessen beklagten sich Haupt-
stadtjournalisten im Super-Wahljahr
2009 permanent über einen „langwei-
ligen Wahlkampf“. BILD titelte nach
dem sogenannten TV-Duell: „Yes, we
gähn.“ Damit gibt sich Bruns nicht zu-
frieden: „Der Wahlkampf hatte ein
spannendes Thema: die Bewältigung
der Krise. Doch wir haben viel zu we-
nig darüber geschrieben. Journalisten
haben das Thema nicht platziert. Da
war was nicht in Ordnung.“
Warum war das so? Statt über Ursa-
chen und Strategien zu diskutieren, be-
richteten Journalisten lieber über die
„personalisierten und langweiligen
Meta-Themen des Wahlkampfes“ wie
die Dienstwagenaffäre der Gesund-
heitsministerin. „Es gab offenbar kein
Interesse an der Überprüfung der neo-

„Keine Olympiade der Demokratie“
Journalistin Tissy Bruns über das Versagen der Medien

im Wahljahr und in der Wirtschaftskrise

„Wie gewinnen wir das Primat der Politik zurück?“ Diese Frage
treibt Tissy Bruns um angesichts der rekordverdächtig schnellen
Verabschiedung milliardenschwerer Rettungsschirme und Bürg-
schaften in Bundestag und Bundesrat. Die Chefkorrespondentin des
Berliner „Tagesspiegels“ sagt: „Da war was nicht in Ordnung.“

liberalen und marktradikalen Thesen
der Vergangenheit, die oft von Wirt-
schaftsjournalisten mit vertreten wur-
den,“ sagte Bruns. „In den Talkshows
sitzen die Fürsprecher des Deregulie-
rungs-Mainstreams. Sie reden und
schreiben am Publikum vorbei, das
ganz andere Erfahrungen mit der Glo-
balisierung macht.“

So erwächst für Tissy Bruns eine Le-
gitimationskrise des politischen, wirt-
schaftlichen und Mediensystems: „Der
depolitisierende Wahlkampf 2009 der
strategischen Entmutigung und for-
cierten Politikvermeidung war keine
Olympiade der Demokratie – weder
für Politiker noch für Journalisten.“

„Ablenkende
Selbstinszenierung“

Harsche Kritik gab es auch an den Mo-
deratoren des TV-Duells, die mit ihrer
„ablenkenden Selbstinszenierung“ die
Vermeidungsstrategien von Merkel
und Steinmeier nicht durchkreuzt hät-
ten. Diese „geistige Unterernährung“
durch die Medien offenbare schwere
Funktionsmängel des Systems. Ergeb-
nis dieses unbefriedigenden Wahl-
kampfes sei jedenfalls eine Koalition
geworden, die nach einem halben Jahr
als „Trümmerhaufen-Regierung“ da-
stehe.

Tissy Bruns: Geistige Unterernäh-
rung durch die Medien

Foto: Plank

Michael Schröder

„Von wegen ‚Soziale Schieflage‘!
Zeichnung: Tomicek
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Der Lebensweg von Sidigullah Fadai,
Imam der afghanischen Gemeinde in
München, ist ein Beispiel für die
schicksalhaften Lebenswege, die Men-
schen zu einem Migranten werden
lassen. Als 1978 die Kommunisten in
Afghanistan die Macht übernahmen,
musste er nach Pakistan fliehen. Fa-
dai berichtet von Folter in afghani-
schen Gefängnissen und vom Elend
in den pakistanischen Flüchtlingsla-
gern. Mit einer erkauften Ausreisege-
nehmigung gelang es ihm, Pakistan zu
verlassen. Dass er in München gelan-
det ist, sei reiner Zufall. Er besaß we-
der Papiere noch ein Visum, trotzdem
habe man ihn hier freundlich aufge-
nommen. Er beantragte politisches
Asyl, lernte Deutsch und absolvierte
eine kaufmännische Ausbildung. Es
sprach sich schnell herum, dass er ein
religiöser Gelehrter, ein Imam, war.
So begleitete er – zunächst ehren-
amtlich – muslimische Familien bei
Hochzeiten oder Beerdigungen. 1990
gründete er in München den Verein
„Islamisches Zentrum der Exilafgha-
nen in Bayern“.
Als Imam arbeitet er viel mit zum Teil
traumatisierten Jugendlichen mit Mi-
grationshintergrund zusammen, auch
in Kooperation mit den zuständigen
deutschen Stellen. Er sagt, man müs-
se offen mit der Gesellschaft reden
und keine Parallelgesellschaft grün-
den. „Wir sollen hier in der deutschen
Gesellschaft erst einmal Menschlich-
keit lernen, und wenn wir Menschen
sind, dann haben wir keine Probleme
mit Menschen, egal welcher Religion
sie angehören.“

„Wir integrieren keine Religion, wir
integrieren auch keine Nation, wir
integrieren Menschen“, betont auch
Martin Neumeyer, der erste Integrati-
onsbeauftragte der Bayerischen

Ein Gefühl von „zu Hause sein“
Integrationspolitik in Deutschland und Europa

Wie sollen wir das Miteinander in immer heterogener
werdenden Gesellschaften gestalten? Mit der Zukunfts-
frage Integration befasste sich die Tagung „Unser Haus –

Integrationspolitik in Deutschland und Europa“.

Staatsregierung. Seit Herbst 2008 ist er
im Auftrag des Ministerpräsidenten
ehrenamtlich tätig, erst seit dem Som-
mer 2009 hat er ein eigenes Büro. Neu-
meyer sagt: „Für mich ist das die Auf-
gabe meines Lebens.“

Migranten –
der fünfte Stamm
Er selbst beschäftigt sich schon lange
mit dieser Problematik. Seit über sie-
ben Jahren ist er in der CSU-Landtags-
fraktion Arbeitsgruppenleiter für In-

tegration und Islam. Wichtig ist für
ihn, dass man den Migranten ein Zu-
gehörigkeitsgefühl gibt. Er geht so-
gar so weit, die Migranten – neben
Altbayern, Schwaben, Franken und
Sudetendeutschen – als fünften
Stamm in Bayern zu bezeichnen. Ein
anderes Kriterium ist für ihn die Zwei-
sprachigkeit der Migranten: die Mut-
tersprache und Deutsch. Zweispra-
chigkeit bedeute ein Gefühl von Hei-
mat und „zu Hause sein“ und muss Teil
der Integration sein.

Die Parlamentswahlen im Juni 2010
in den Niederlanden haben es wieder
gezeigt: Integration ist in unserem
Nachbarland ein Problemthema.

Jeroen Doomernik, Wissenschaftler
am Institut für Migration und ethni-
sche Studien der Universität Amster-
dam, analysierte die Ursachen. Ge-
prägt ist die Einwanderung in Hol-
land seit 1950 durch Personen aus
den ehemaligen Kolonialländern In-
donesien und Surinam sowie die
Gastarbeiter (insbesondere aus der
Türkei und Marokko).

Zu einer großen politischen Krise ge-
riet die Einwanderung durch einen
sprunghaften Anstieg der Asylgesu-
che zu Anfang der 1990er Jahre. Es
kam zu dem Eindruck, dass die Re-
gierung „da nicht mehr alles unter
Kontrolle“ habe. Die Politik habe
dann aber reagiert. Dazu gehörte
beispielsweise eine Antidiskriminie-
rungspolitik und eine Gesetzgebung,
die auf Maßnahmen zielte, die zur
Teilnahme an der Gesellschaft befä-
higen, insbesondere der Erwerb der
Sprachkompetenz.  Positive Effekte
stellten sich ein: Die Erwerbslosigkeit
der Immigranten nahm ab. Allerdings
gelang es Anfang des Jahrtausends

Sidigullah Fadai ist Imam der
afghanischen Gemeinde

Integrationsbeauftragter Martin
Neumeyer: „Zweisprachigkeit be-
deutet ein Gefühl von Heimat“
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politischen Kräften wie der „Liste Pim
Fortuyn“ Resonanz dadurch zu fin-
den, die Integration als Misserfolg und
die Tradition der Verschiedenheit in
Holland als Problem darzustellen.
Zurzeit führt Geert Wilders diese Rhe-
torik weiter und erzielt mit seinem
„Kreuzzug gegen den Islam“ Wahler-
folge. Die unreflektierte Haltung zum
Thema Integration trage zur Verrohung
der Debatte bei, betonte Doomernik.

Im Jahr 2006 geriet die Rütli-Schule
in Berlin-Neukölln in die Schlagzei-
len. Sie wurde als „Hass-Schule“ be-
zeichnet, in der Gewalt durch Schüler,
meistens mit Migrationshintergrund,
an der Tagesordnung gewesen sei.
Brigitte Pick kennt diesen „Integra-
tions(tat-)ort“ genau, sie hatte die
Rütli-Schule mehr als zwei Jahrzehn-
te lang geleitet. Als Ursache von ju-
gendlicher Gewalt sieht sie „Hilflosig-
keit, das Gefühl von Ohnmacht und
Demütigung.“ Lehrer würden dabei oft
in „einer Melange aus Hilflosigkeit und
Wegschauen“ landen. „Man muss die
Balance zwischen Distanz und Nähe“
hinbekommen, so Pick. Erschwerend
käme hinzu, dass die Schüler die ge-
sellschaftliche Leistungskonkurrenz
um die Anerkennungskompetenz er-
gänzen würden. Dazu gehören dann
„alle Formen der Angeberei und des
Mobbing“, sagte Pick.

Willkommenskultur
Auch in München stellt sich die Inte-
grationsproblematik: 23 Prozent der
Münchener Bevölkerung sind Aus-
länder (also ohne deutschen Pass), 36
Prozent aller Münchener und 50 Pro-
zent der Erst- und Zweitklässler in

München haben einen Migrations-
hintergrund aus 180 Ländern. „Eine
Kommune tut gut daran zu schauen,
wie sie damit umgeht“, so Margret
Spohn von der Stelle für interkultu-

Margret Spohn: „Integration ist
gleichberechtigte Teilhabe“

Fotos: Plank

relle Arbeit der Landeshauptstadt
München. „Interkulturelle Öffnung ist
Grundlage jeder modernen Verwal-
tung, aber auch jeden modernen Un-
ternehmens“, führte sie aus. Die Stadt
München definiere Integration als
gleichberechtigte Teilhabe an den
Kerninstitutionen der Gesellschaft wie
Bildung, Schule, Gesundheit, Kultur.

Spohn stellte die vielfältigen Kompo-
nenten des Integrationskonzeptes der
Landeshauptstadt vor. Von dem preis-
gekrönten Personalentwicklungskon-
zept, durch das der Anteil der auslän-
dischen Auszubildenden von 6 auf 19
Prozent erhöht wurde, über interkul-
turelle Schulungen von Mitarbeitern
bis zur Schaffung einer Willkommens-
kultur: Seit letztem Jahr erhalten die
Menschen, die in München neu ein-
gebürgert sind, einen Willkommens-
brief des Oberbürgermeisters mit ei-
ner Einladung zu einer Einbürgerungs-
feier. „Das wird gut angenommen“, so
Spohn. „Die Leute putzen sich heraus
und die Stimmung ist prächtig“. Auf
die Frage, was ihnen an der Feier ge-
fehlt habe, lautete die Antwort vielfach:
„Die Nationalhymne, bayerische Mu-
sik und bayerisches Essen“.

Gero Kellermann / Juliane Plank
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„Wir hatten über Jahrzehnte hinweg
keine gestaltete Zuwanderung. Wir
standen dann staunend davor, wie sich
das entwickelt und auch fehl entwickelt
hat.“ So fasst Michael Griesbeck den
ersten Teil der Geschichte der Zuwan-
derung in Deutschland nach 1945 zu-
sammen. Griesbeck sprach in Tutzing
auf der Tagung „Unser Haus – Inte-
grationspolitik in Deutschland und
Europa“. Nach dem Krieg seien meh-
rere große Zuwanderungsgruppen
nach Deutschland gestoßen. Geprägt
wurde das Bild der Migranten in der
Bundesrepublik vor allem durch die
sogenannten Gastarbeiter. Zwischen
1955 bis zum Anwerbestopp im Jahre
1973 kamen etwa 14 Millionen Ar-
beitsmigranten nach Deutschland, von
denen rund drei Millionen dauerhaft
geblieben sind. Sie wurden geholt we-
gen des hohen Wirtschaftswachstums
und Arbeitskräftemangels. Doch eines
hatte die Politik übersehen, nämlich
das, was Max Frisch so ausdrückte:
„Wir riefen Arbeiter und es kamen
Menschen“.

Alle, auch die Migranten, gingen
zunächst davon aus, dass diese mit dem
in Deutschland verdienten Geld und
mit entsprechenden Perspektiven in
ihre persönlichen Herkunftsländer
(Italien, Spanien, Jugoslawien, Türkei)
zurückkehren würden. 1973 kam es
zum Anwerbestopp. Der Familien-
nachzug führte schließlich dazu, dass
wir Ende des vergangenen Jahrhun-
derts eine große ausländische Bevöl-
kerung hatten: rund 7,3 Millionen, das
entsprach einem Ausländeranteil von
etwa neun Prozent.

Eine weitere große Gruppe waren die
Aussiedler und Spätaussiedler. Seit
1950 sind etwa 4,5 Millionen Men-
schen aus Mittel- und Osteuropa zu-

Herausforderung Integration:

„Wir riefen Arbeiter und es kamen Menschen“

Kaum ein anderes Thema ist von solch zukunftsweisender
Bedeutung wie die Integration von Zuwanderern. Michael
Griesbeck, der Vizepräsident im Bundesamt für Migration

und Flüchtlinge in Nürnberg, analysiert die aktuelle Situation.

gewandert. Nach dem Fall des Eiser-
nen Vorhangs kam es zu einer weiteren
großen Welle. So kamen allein im Jahr
1990 etwa 400 000 Spätaussiedler nach
Deutschland. Die dritte große Zuwan-

derungsgruppe, die Griesbeck nannte,
stellen die Asylbewerber und Flücht-
linge dar: Von 1953 bis 2009 seien rund
3,3 Millionen Asylanträge in Deutsch-
land gestellt worden.

Negativer
Wanderungssaldo
„Wir hatten zunächst eine Situation, in
der man sich mehr Gedanken darüber
gemacht hat, wie kommen diese Leute
unter, wie geht man mit diesen großen
Zahlen in Deutschland um?“, sagte
Griesbeck. An Integrationsmaßnahmen
habe man leider wenig gedacht. Seit
dem letzten Jahr habe Deutschland

jedoch zum ersten Mal einen negati-
ven Wanderungssaldo: Spätaussiedler
waren es im Jahr 2008 nur noch 4 300
und Asylbewerber 28 000. Die größte
Gruppe der Zuwanderung wird durch
den Familiennachzug bestimmt, die-
ser liege jedoch auch nur noch bei
40 000 Personen.

In der Integrationspolitik sei es „zum
Glück zu einem Paradigmenwechsel“
gekommen. Nun kümmere man sich
verstärkt um die Frage, was an wich-
tigen Integrationsmaßnahmen ge-
macht werden kann, und – dies hebt
Griesbeck hervor – „wie wir attraktiv
für Zuwanderer werden“. Bereits jetzt
bestehe ein Fachkräftemangel, auf-
grund der demografischen Entwick-
lung wird sich dieser noch erhöhen.
„Wir müssen uns Gedanken machen
um Zuwanderungssteuerung und At-
traktivität für Fachkräfte“, so Gries-
beck.

Anerkennungs-
dschungel

Ein Problem bestehe darin, dass viele
der in Deutschland lebenden Migran-
ten weit unter ihrer Qualifikation ar-
beiten würden. Deutschland sei immer
noch ein „Anerkennungsdschungel“.
Frühzeitig habe das Bundesamt dar-
auf aufmerksam gemacht, dass  man
die im Ausland erworbenen Abschlüs-
se zum Beispiel als Mediziner, Inge-
nieur und Lehrer anerkennen  müsse.
„An diesem Problem haben sich be-
reits viele die Zähne ausgebissen“,
sagte Griesbeck. Zukunftsgerechte
Integrationsgestaltung bedeute, dass
man sich immer bewusst sein muss,
wie sich Gesellschaft ändert und was
der Bedarf ist. „Wir müssen immer
vor Augen haben, den gesellschaft-
lichen Zusammenhalt zu fördern“,
sagte Griesbeck.

Gero Kellermann

Linktipps:
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge: http://www.bamf.de
http://www.integration-in-deutschland.de

Michael Griesbeck: „Integration zu-
kunftsgerecht gestalten“

Foto: Plank
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Die Freude über Deutschlands erste
muslimische Ministerin währte nicht
lange: Erst noch bezeichnete Kenan
Kolat die CDU als vorbildliche Par-
tei, doch schon musste sich Aygül
Özkan, die neue niedersächsische
Sozialministerin, entschuldigen. Was
war passiert? Die Tochter türkischer
Einwanderer hatte sich gegen Kreuze
und Kopftücher in öffentlichen Schu-
len ausgesprochen – und damit das
große „C“ ihrer Partei getroffen.

„Bis zum Umfallen habe ich sie unter-
stützt“, verriet Kenan Kolat bei der
Tagung „Unser Haus – Integrations-
politik in Deutschland und Europa“.
Dass sich die neue Ministerin sogar
vor dem Parlament habe entschuldigen
müssen, das könne er nicht nachvoll-
ziehen. In einem Interview habe er sich
denn auch direkt an Niedersachsens
Ministerpräsidenten Wulff (CDU) ge-
wandt: „Lieber Herr Christian Wulff,
achten Sie unser Grundgesetz und die
Entscheidungen des Bundesverfas-
sungsgerichts.“ Dieser Satz habe ihm
wütende Briefe aufgebrachter Bürger
eingebracht.

Negativer Diskurs

Kolat sparte nicht mit Kritik an der
derzeitigen Integrationspolitik: „Wir
haben hier in Deutschland einen nega-
tiven Diskurs“, sagte er. „Wir wollen
über Chancen sprechen, fangen aber
immer gleich mit den Problemen an.“
Deshalb seine Forderung: Den Deut-
schen müsse endlich bewusst werden,
dass das Wort Migration nicht von
Migräne komme: „Wir brauchen eine
Willkommenskultur.“

Kolat spielt gerne mit Worten, dazu ist
seine Gestik so lebendig, als würde er
die Wörter tatsächlich zunächst in der
Luft herumwirbeln, dort neu kombinie-
ren und dann aussprechen. Für diese

Möglichkeiten schätzt er die deutsche
Sprache. Aber Migrationshintergrund,
dieses Wort schätzt er nicht. „Warum
Migrationshintergrund?“, fragte er.
Und spricht lieber von „Migrationsvor-
dergrund“.
Er will damit betonen, dass die Her-
kunft eben auch Teil der eigenen Iden-
tität sei. Und deshalb kritisiert er die
sogenannte Optionspflicht, die derzeit
50 000 Jugendliche zwinge, sich zwi-
schen der türkischen und der deut-
schen Staatsangehörigkeit zu ent-
scheiden. Seit der Reform des Staats-
angehörigkeitsrechts im Jahr 2000 er-
halten in Deutschland geborene Kinder
von Ausländern automatisch die deut-
sche Staatsbürgerschaft. Wenn sie 18

Jahre alt sind, müssen sie sich aller-
dings entscheiden – entweder für die
deutsche oder für die Staatsangehö-
rigkeit ihrer Eltern. Bis 2018 werde
die Zahl der Betroffenen auf 350 000
anwachsen. Das sei ein Hemmnis für
Integration, sagte Kolat: „Wir festigen
dadurch bestimmte Minderheiten.“

Forderung Wahlrecht

Zu einer solchen Festigung trage
auch das deutsche Bildungssystem bei.
Von Stigmatisierung spricht Kolat, als
er Untersuchungsergebnisse zitiert,
wonach türkische Jugendliche den mit
Abstand geringsten Bildungsstand
aller Migrantengruppen hätten. Doch
das Ergebnis müsse man differenzier-
ter betrachten, sagte Kolat. Er spricht
von einer „schichtspezifischen Fra-
ge“, einer „kumulierten Unterschicht-
problematik“. Als Beleg für diesen
Zusammenhang führte er eine Studie
an, wonach 80 Prozent der türkisch-
stämmigen Bevölkerung in Deutsch-
land zum sogenannten Prekariat ge-
hörten, während dieser Anteil bei der
deutschen Bevölkerung bei 13 Prozent
liege.
Kolat warnt vor „strukturellen Verer-
bungs- und Verarmungsprozessen“.
Er kennt die Schwierigkeiten in den
türkischstämmigen Familien aus per-
sönlichen Gesprächen. Eine neue Aus-
bildungsoffensive sei nötig, um die-
sen Tendenzen entgegenzuwirken.
Anreize setzen statt mit Sanktionen
drohen – das ist Kolats grundlegen-
der Rat für erfolgreiche Integrations-
politik. Dazu zählten auch mehr Mög-
lichkeiten der politischen Partizipati-
on für Deutschtürken. Wie das in der
Praxis aussehen könne? Zum Beispiel
durch eine Öffnung des kommunalen
Wahlrechts für Nicht-EU-Ausländer,
sagt Kolat. Das sei ein wichtiger
Schritt zu einer besseren Integration
nicht nur durch Partizipation. So müss-
ten sich die Bewerber um ein Amt mit
den Interessen einer neuen Wähler-
gruppe auseinandersetzen.

Kathrin Haimerl

Kenan Kolat: Anreize setzen statt
mit Sanktionen drohen

Foto: Plank

„Migration kommt nicht von Migräne“
Kenan Kolat fordert „Willkommenskultur“

Anreize setzen statt mit Sanktionen drohen: Kenan Kolat, Bun-
desvorsitzender der Türkischen Gemeinde, plädierte für eine
positive Haltung von Politik und Gesellschaft in Integrati-

onsfragen. Den Deutschen müsse endlich bewusst werden, dass
Migration nicht von Migräne komme.
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„In der Bibel muss man nicht lange
blättern, um bis zum ersten Mord zu
kommen – wie bei einer Fernsehzeit-
schrift.“ Der Marburger Theologe
Rainer Kessler ist bei Kain und Abel.
Er wies auf die Folgen dieses ersten
Mordes der Menschheitsgeschichte
hin: diese liegt nicht in der Vernich-
tung des Verbrechers Kain, sondern
in dessen Vertreibung. Dessen nun-
mehr ruheloses und eingeschränktes
Dasein führte jedoch dazu, dass Kain
zum ersten Städtebauer wird. Hier
zeigt sich das Verbrechen als Kultur-
stiftung: „Ohne die Vertreibung hätte
es den Fortschritt Städtebau nicht ge-
geben“, sagte Kessler.

„Jeder kann zum Täter werden.“ Das
ist die feste Überzeugung von Josef
Wilfling, dem ehemaligen Chef der
Münchner Mordkommission. Wilfling
hatte unter anderem die Mörder des
Schauspielers Walter Sedlmayr und
des „Modezaren“ Rudolph Mosham-
mer überführt. 70 Prozent aller Tö-
tungsdelikte seien Beziehungstaten.
„95 Prozent aller Täter sind Menschen
wie Du und ich“, so der lang gediente
Polizist: „Von einem Tag auf den an-
deren können die Menschen mit exis-
tentiellen Fragen in der Familie kon-
frontiert werden, zum Beispiel wenn
es um Trennung und Kinder geht.“

Gewaltige Dunkelziffer

Wilfling bemängelte die „gewaltige
Dunkelziffer“ bei Mord und Totschlag.
Sogar bei unteren Schätzungen käme
auf ein entdecktes Tötungsdelikt ein
weiteres, das aber unentdeckt bleibt.
Jeder Arzt könne in Deutschland die
Leichenschau vornehmen. Es gebe kei-
nen amtlichen Leichenschauer wie in
anderen Ländern. Das sei ein Problem.

Positiv stellte Wilfling die Aufklärungs-
quote der Münchner Kripo heraus: 130
Prozent! Der Grund: Wegen der mo-
dernen DNA-Ermittlungsmethoden
können auch bei alten Fällen neue Be-
weise ermittelt werden. „Dadurch sind
in München bereits 20 Morde geklärt

worden“, sagte Wilfling. Die neuen
Methoden der Spurensicherung brin-
gen aber auch ein neues Problem: Ist
eine Spur überhaupt relevant für eine
Tat? Natürlich sei die Arbeit bei der
Kripo nichts für sensible Leute. „Das
Belastende an dem Beruf ist der Um-
gang mit den Angehörigen. Ihnen ge-
genüber haben wir eine Bringschuld“,
betonte Wilfling.

„Was ist abweichendes Verhalten?“ lau-
tete die Frage von Bernhard Haffke,
Rechtsanwalt und Strafrechtsprofessor
in Passau. „Abweichendes Verhalten
kann nur auf der Folie des konformen
Verhaltens gedacht werden“, sagte
Haffke. Unter Hinweis auf Durkheim
formulierte er die These, dass Verbre-
chen „integrierender Bestandteil einer
jeden gesunden Gesellschaft ist“. Es

schweiße durch die ausgelösten in-
tensiven Gefühle die Gemeinschaft
der Rechtstreuen zusammen.

Menschenwürde achten

Abweichendes Verhalten sollte daher
nicht dämonisiert werden, es bestehe
vielmehr eine „sozusagen kreatürliche
Solidarität mit dem Verbrecher“. Die
Gesellschaft müsse den Abweichen-
den „in seiner Menschenwürde und
personalen Verantwortlichkeit ach-
ten“, so Haffke.

„Themenbereich der Kriminologie ist
die Lehre vom Verbrechen, vom Ver-
brecher, von der Verbrechenskontrol-
le und, neuerdings, auch die Lehre
vom Verbrechensopfer“, so skizzierte
Johannes Kaspar, Strafrechtler und
Kriminologe an der Universität Mün-
chen die Aufgabe dieser Wissenschaft.
Formell gesehen ist Verbrechen jedes
vom Gesetzgeber mit Strafe bedrohte
Verhalten. Es zeige sich, dass die Ein-
stufung als „strafwürdiges Verhalten“
jedoch sehr zeit- und kulturabhängig
sei, zum Beispiel beim Thema Majes-
tätsbeleidigung. Eine besondere Rol-
le komme heute der Wirtschaftskrimi-
nalität zu. Sie stelle lediglich 1,5 Pro-
zent der Taten, mache aber 50 Prozent
des gesamten Schadens aus. Dieser
liege bei etwa vier Milliarden Euro
jährlich.

Verbrechen im
Deutungskampf

Die Tagung befasste sich schließlich
mit Deutungskämpfen hinsichtlich der
Charakterisierung von Verbrechen.
Marcus Llanque, Inhaber des Lehr-
stuhls für Politische Theorie an der
Universität Augsburg, ging der unter-
schiedlichen Auslegung von Terror
als Verbrechen und, auf der anderen
Seite, als Heldentat nach. Da sich
Attentäter selbst oder zumindest als
Vertreter der Opfer sehen, sei aus de-
ren Sicht das Verhältnis zwischen
Opfer und Täter umgekehrt. Die Mo-

Das Verbrechen – Dämon oder Kulturstifter?
Kriminalität im Schatten der Gesellschaft

Im Schatten der ehrenwerten Gesellschaft lauert das Verbrechen.
Es lauert dort schon seit langem, seit Kain und Abel und Romu-
lus und Remus. Eine gemeinsame Tagung mit der Evangelischen

Akademie Tutzing spürte den Ursachen für die Faszination am Ver-
brechen nach.

Josef Wilfling: Gewaltige Dunkel-
ziffer bei Mord und Totschlag
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tivation für die Tat ist demnach die
Vergeltung für das, was einem selbst
angetan wurde. Das Verbrechen einer
terroristischen Tat dürfe man nicht
gleich als Straftatbestand sehen,
„man müsse die Tat stets moralisch be-
werten“, sagte Llanque. So könne man
den Hitler-Attentäter Stauffenberg
nicht „Verbrecher“ nennen. Llanque
stellte sich außerdem die Frage, wie
man Terrorismus beenden kann. Das
Verhandeln mit Terroristen sei schwie-
rig und moralisch sehr anspruchsvoll,
da sie die Gewaltsituation meistens
aufrecht erhalten wollen. Der Kampf

Der Mafia-Klassiker „Der Pate“
war für Petra Reski der aus-
schlaggebende Punkt, als Ju-

gendliche das erste Mal nach Italien
reisen zu wollen. Doch anstatt der fas-
zinierenden Mafiawelt fand sie in Si-
zilien vor allem eins: Armut. Reski
verbrachte ihren Urlaub lieber am
Meer und kehrte erst später als Jour-
nalistin zum Thema Mafia zurück. Im
Rahmen der Tagung über „Das Verbre-
chen“ las sie aus ihrem Buch „Mafia –
Von Paten, Pizzerien und falschen
Priestern“.

Als zu Beginn der 90er Jahre ganz Ita-
lien die Gefahr einer „von der Mafia
ausgehöhlten Gesellschaft“ erkannte,
forderten die Menschen ihre Sicher-
heit zurück. Noch heute wird diese Zeit
der ersten großen Mafiaprozesse als
„Frühling von Palermo“ bezeichnet.
Reski, die heute in Italien lebt, berich-
tete als Journalistin zunächst von den
Helden dieser Zeit: Menschen wie Pa-
olo Borsellino oder Giovanni Falcone,
die als Richter den Kampf gegen die
Mafia aufnahmen und dafür mit ihrem
Leben bezahlten.

Später richtete sie ihr journalistisches
Augenmerk auf die Frauen in der Ma-
fia. „Ohne die Frauen könnte die Ma-
fia nicht existieren“ betonte Reski.
Das unschuldige Bild der Frauen, das
die Mafia verbreitet, sei falsch. Die
Frauen würden die kriminellen Ge-
schäfte der Ehemänner und Väter wei-

terführen, wenn diese im Gefängnis
sitzen. Auch die Vermittlung der Wer-
te der Mafia bei der Erziehung der
Kinder sichere den Fortbestand der
Mafiosi, denn: „Mafia ist Lebensstil
und Mentalität“, sagte Reski.

Priester als Verbündete
Nicht nur die Familie, sondern auch die
katholische Kirche sieht Reski als wei-
tere tragende Säule der Mafia in Itali-
en. Die Mafia habe die katholischen
Werte „vereinnahmt und pervertiert“
erklärte Reski im Hinblick auf die Tat-
sache, dass Priester jahrelang unter-
getauchten Mafiosi die Beichte ab-
nehmen.

Als im Sommer 2007 sechs Menschen
in einem italienischen Restaurant in
Duisburg erschossen wurden, sorgte
der Fall wegen seiner Brutalität für
Aufsehen. Hintergrund der Tat war ein
Streit zweier verfeindeter Mafia-Fami-
lien der so genannten ‚Ndrangheta, der
kalabrischen Mafia. Reski berichtete
über den Fall und die weltweiten Ver-
strickungen der Mafia. Ihre Vernetzung
und ihre Finanzkraft machen die Ma-
fia zu einer Gefahr für Staat und Ge-
sellschaft. Dem deutschen Staat fehlt
es an geeigneten Werkzeugen dage-
gen vorzugehen, so Reskis Urteil.

In ihrem Buch deckt sie auf, wie das
„Weltkulturerbe Mafia“ – auch in
Deutschland – funktioniert. Schon in

Petra Reski wurde wegen ihrer
Mafia-Recherchen auch in Deutsch-
land bedroht          Fotos: Grümann

gegen den Terror sei nur möglich, wenn
auf der politischen Ebene Lösungen
gefunden werden können.

Ist Selbstmord ein Verbrechen? Der
Münchener Psychoanalytiker und Best-
sellerautor Wolfgang Schmidbauer
widmete sich vor allem den Ursachen
für Suizid. Die meisten Selbstmörder
würden „das Danach“ fantasieren.
Selbst bei erweitertem Selbstmord
vollziehe der Täter, aus seiner Sicht-
weise, keine grausame Tat. Er nimmt
die geliebten Menschen lediglich mit.
Jean Amery, ein Schriftsteller, der spä-

ter selbst Suizid begangen hat, sieht
als Ursache vor allem das eigene
Scheitern, „welches das Leben widrig
macht“, so Schmidbauer. Das eigene
Scheitern und geringer Erfolg waren
wohl auch Gründe für den Suizid von
Heinrich von Kleist. Kaum ein Frei-
tod wurde in der Literaturgeschichte
so häufig thematisiert. Briefe Kleists
und seiner todkranken Freundin Hen-
riette Vogel, die er auf deren Wunsch
hin mit in den Tod nahm, dokumentie-
ren ihre Verzweiflung, wie Schmidbau-
er erzählte.

Lena Grümann / Gero Kellermann

Mafia – Gefahr für Staat und Gesellschaft
der Vergangenheit wurde Reski auf-
grund ihrer Recherchen in Italien
mehrfach bedroht. Seit einiger Zeit

jedoch auch in Deutschland. Ihre Geg-
ner, in Deutschland lebende Italiener,
die eine Verbindung zur Mafia vehe-
ment abstreiten, bedrohten sie und er-
wirkten eine Zensur ihres Buches.

„Ich hätte nie gedacht, dass so etwas
in Deutschland geschehen könnte“
erzählte Reski, immer noch sichtlich
bewegt, während sie den Zuhörern die
geschwärzten Seiten ihres Buches
zeigt.

Lena Grümann
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„Die Dynamik der transatlantischen
Beziehungen ändert sich.“ So be-
schreibt der Kommandeur der NATO
Schule, Colonel Mark Baines, neue
Entwicklungen in der internationalen
Politik. „Smart Power“ sei jetzt ge-
fragt, um die gestresste transatlanti-
sche Gemeinschaft wieder mit stärke-
ren kulturellen Verbindungen und ei-
ner gemeinsamen strategischen Kultur
zu beleben. Die alten gemeinsamen
transatlantischen Werte und Visionen
seien nicht mehr ausreichend, um den
Herausforderungen der Zukunft wie
Massenvernichtungswaffen und Ter-
rorismus zu begegnen. Auch wird sich
Amerika mit Japan und Australien
neuen Partnern zuwenden.

Unterschiedliche Ansätze in der Russ-
land- und Iranpolitik und in Energie-,
Wirtschafts- und Umweltfragen belas-
ten die transatlantischen Beziehun-
gen. Aber dennoch ist die transatlan-
tische Zusammenarbeit und eine wert-
basierte internationale Ordnung uner-
lässlich für die Zukunft, so Baines.

Blauhelme seit 1956

Manfred Eisele, General bei Einsätzen
der Vereinten Nationen von 1994 bis
1998, beschrieb sowohl die Entwick-
lung internationaler Interventionen als
Instrument globaler Ordnungspolitik
wie auch die Bedeutung und die Pro-
blematik der UN-Friedensmissionen.
Eisele führte durch die komplexe Pro-
blematik des Auseinanderfallens von
Geist und Text der UN-Charta und der
politischen Realität. Das in Artikel 2,
Absatz 7 festgehaltene Interventions-
verbot habe lange manche brutale

Machthaber und Diktatoren erst „er-
möglicht“ – ohne Protest des Sicher-
heitsrates der Vereinten Nationen. Er-
funden hat die Blauhelm-Soldaten

bereits der UN-Generalsekretär Dag
Hammarskjöld während der Suezkrise
1956. Interventionen seien vielschich-
tig und nicht notwendigerweise gleich
militärisch. Auch politisch, diploma-
tisch oder wirtschaftlich kann im Zuge
einer instabilen oder bedrohlichen Si-
cherheitslage interveniert werden.

Tatsächlich sind die meisten internati-
onalen Interventionen nicht militärisch:
Embargos, Reiseverbote oder Sperren
von Bankkonten. Es gibt also verschie-
dene Möglichkeiten, Maßnahmen zur
Wahrung des Friedens zu ergreifen,
Voraussetzung ist aber nach Kapitel 8,
Artikel 62, immer ein Mandat des Si-
cherheitsrates der Vereinten Nationen.
Behindert werden Interventionen durch

ein Beharren auf nationale Souverä-
nität. Seit 1991 mit der Resolution 688
gibt es zum ersten Mal die Möglich-
keit, auch aus humanitären Gründen
zu intervenieren.

Nationalstaat
bleibt nötig

Hanns Maull von der Universität
Trier analysierte die Machtverschie-
bungen im internationalen System
durch das Ende des Ost-West-Konf-
likts und die Machtumverteilung von
Westen nach Osten Richtung Asien.
Globalisierungsprozesse führen zu
Machtdiffusion: Zusammenwachsen
über nationale Grenzen ist als kon-
struktive Entwicklung zu verzeichnen,
gleichzeitig aber entsteht eine neue
Dialektik von Integration und Integri-
tät. Maull knüpfte an General Eisele
an, als er eine zunehmende Verrecht-
lichung der Weltpolitik und einen Aus-
bau des Völkerrechts prognostiziert.
Weltinnenpolitik erfordere neue Bau-
pläne, ein Zusammenwirken von in-
ternationalen Organisationen und Re-
gimen, von Zivilgesellschaft und Re-

„Europa ist nicht mehr der wichtigste
strategische Partner“

Neue Konstellationen zwischen den Machtzentren der Welt

Fragen nach der zukünftigen Weltordnung und nach den Ak-
teuren, Interessen und Faktoren, die das internationale Sys-
tem beeinflussen und gestalten, standen im Zentrum einer

Tagung über neue Konstellationen zwischen den Machtzentren der
Welt.

Manfred Eisele: Interventionsver-
bot hat brutale Diktatoren erst er-
möglicht     Fotos: Plank

Mark Baines: Alte transatlantische
Werte reichen nicht mehr aus
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gierungen, Firmen und Nichtregie-
rungsorganisationen. Die zunehmende
Komplexität von Problemlagen und
nicht zuletzt die Effektivitäts- und Ef-
fizienzdefizite des internationalen Re-
gierens machen den Nationalstaat den-
noch nötig. Er sei die wichtigste In-
stanz zur Durchsetzung von individu-
ellen Werten und kollektiven Schutz-
rechten und besitze im Normalfall de-

mokratische Legitimität. Zukunft habe
der Nationalstaat aber nur, wenn er
sich neu und global definiert und nicht
versäumt, seine Handlungsfähigkeit in
internationalen Prozessen zu sichern.

Ambivalentes Afrika

Robert von Rimscha aus dem Auswär-
tigen Amt führte bei seinen Bemer-
kungen zu zentralen Herausforderun-
gen der deutschen Außenpolitik die
These des „managed decline“ am Bei-
spiel der USA und Japan aus. Es be-
stehe die Gefahr, dass die USA zur
Sicherung internationaler Stabilität
auf neue und improvisierte Allianzen
ausweichen und statt institutionali-
sierter Multilateralität ein Netz binati-
onaler Beziehungen unterstützen. Der
Sudan, so prognostizierte von Rim-
scha, werde der blutigste Konflikt der
Welt im nächsten Jahr, mit Auswir-
kungen weit über die sudanesischen
Grenzen. Aus der deutschen Zusam-
menarbeit mit Uganda und Tansania
sind aber auch gute Nachrichten zu
hören.

Die Bedrohung durch den internatio-
nalen Terrorismus werde nicht abneh-
men, solange gleich mehrere „Ruinen-
staaten“ wie der Jemen Rückzugsge-
biete bilden. Indiens Erfahrungen mit
politischem Ausbalancieren schaffe
diesem Land beste Zukunftschancen.

China betreffend fragte von Rimscha
nach dem langfristigen Erfolg des chi-
nesischen Entwicklungshilfemodells
der Nichteinmischung. Nachfolgere-
gierungen grausamer Regime könnten
Pekings Unterstützung für die alten
Diktatoren ablehnen und verurteilen.
Die Mittelmacht Deutschland werde
auch in Zukunft global nur als inter-
nationale Handelsmacht agieren und
kein aktiv gestaltendes globales sicher-
heitspolitisches Profil anstreben.

Anpassungen

Auf dem Podium über Amerikas, Russ-
lands und Chinas zukünftige internati-
onale Interessen diskutierten Stefan
Fröhlich von der Universität Erlangen-
Nürnberg, Ellen Bos von der Andras-
sy-Universität in Budapest und Sven
Gareis von der Führungsakademie der
Bundeswehr Macht- und Konfrontati-
onspotentiale.

Am amerikanischen Selbstverständnis
und Gestaltungswillen habe sich durch
die Finanzkrise einiges geändert, sag-
te Fröhlich. Auch die neue Sicherheits-
strategie vom Mai 2010 spiegele mehr
Multilateralität; schließlich habe die
schlechte Haushaltslage entsprechen-
de Auswirkungen auf globale Macht-
ansprüche. Die Kosten der Kriegsfüh-
rung im Irak und Afghanistan, der Auf-
stieg Chinas und die globale Wirt-
schaftskrise erfordern auch von den
USA Anpassungen. Führer der freien
Welt zu sein, bleibe allerdings das
Selbstverständnis der US-Regierung  –
auch wenn Machtpotential und -res-
sourcen abnehmen.

Die USA werden weiterhin die vom
Westen geschaffenen Institutionen
schützen, auf die  Erzwingung westli-
cher Ordnungsmodelle allerdings
werde in Zukunft verzichtet. Langfris-
tig sichere die Innovationsfähigkeit,
die Verzahnung von Wissenschaft,

Politik und Wirtschaft und die militä-
rische Überlegenheit Amerikas Zu-
kunft, sagte der Nürnberger USA-Ex-
perte.

Weltmacht auf
zwei Kontinenten
Die Komplexität von Russlands Aus-
senpolitik, so Ellen Bos, entstehe durch
die Gleichzeitigkeit von konfrontati-
ven und kooperativen Elementen. So
wird die Bedeutung der gemeinsamen
Werte und der EU als natürlicher stra-
tegischer Partner hervorgehoben und

parallel internationale Kontrollversu-
che und europäisches „Diktat“ ange-
prangert. Insgesamt prägten Fehl-
wahrnehmungen und Enttäuschungen
die russisch-europäischen Beziehun-
gen. Gemeinsame Interessen und Wer-
te seien kaum vorhanden. Zu den Ur-
sachen gehören Differenzen in Bezug
auf die Gestaltung des postsowjeti-
schen Raums und Zwischeneuropas
und die Enttäuschung, dass Transfor-
mationsprozesse nicht zum großflä-
chigen wirtschaftlichen Aufschwung
führten.
Das russische Selbstverständnis wer-
de geprägt vom Verlust des Imperiums
und den Fragen nach Gaspreisen  und
-lieferungen. Russland verstehe sich
immer noch als „Weltmacht mit einem
Territorium über zwei Kontinente“, be-

Hanns Maull: Weltinnenpolitik er-
fordert neue Baupläne

Ellen Bos: Fehlwahrnehmungen
und Enttäuschungen prägen die
russisch-europäischen Beziehun-
gen
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harre auf eigenen und unabhängigen
Rechtsstandards und lasse sich nicht
in europäische Nachbarschaftspro-
gramme einbinden. Die Wirtschaftskri-
se schaffe auch in Russland Notwen-
digkeiten der Kooperation
mit dem Westen, insgesamt
werde die EU jedoch als nor-
matives Imperium wahrge-
nommen, dessen Ansprüche
zurückgewiesen werden.

Unklare Strategie
China ist durch sein ökono-
misches Gewicht ein Faktor
der Weltpolitik geworden.
Innenpolitische Imperative,
wie der Machterhalt der
Kommunistischen Partei und
die politische Ordnung, prä-
gen auch die Gestaltung der
Außenpolitik. China, so Sven
Gareis, werde seine außen- und sicher-
heitspolitischen Interessen selbstbe-
wusst vertreten, eine riskante Konfron-
tation mit den USA aber vermeiden und
die Priorität weiterhin auf wirtschaft-
liche Entwicklung setzen. Über Attri-
bute einer Weltmacht verfüge die
Volksrepublik China ohne Zweifel, es
werde seine Weltmachtrolle auch wei-
ter ausbauen. Bedenklich sei dieser
Weg allerdings wegen der Unklarhei-
ten über die wirklichen strategischen
Absichten Chinas. Sicherheitspoli-
tische Dokumente betonen lediglich
„aktive Verteidigung“ und   die Bedeu-
tung der nationalen Einheit.

Die im Westen diskutierte Herrschafts-
legitimation scheint in China kein Pro-
blem darzustellen, da sie in historischer
Tradition definiert ist: als Erfolg bei
der Fähigkeit, das Land gut zu regie-
ren. Insgesamt stehe die chinesische
Regierung vor sehr großen Problemen
durch soziale Ungleichheit, Armut und
Umweltzerstörung, sagte Gareis.

Sicherheit wird nicht durch eine zufäl-
lige Bedrohungslage gefährdet, son-
dern durch die Einschränkung der Frei-
heit der Eigenentwicklung, so Carlo
Masala von der Universität der Bun-
deswehr in München. Durch die Ver-
änderungen des Sicherheitsverständ-
nisses und die Erweiterung des Sicher-
heitsbegriffes sind Staaten nicht nur

gezwungen sich zu vernetzen, son-
dern alle diplomatischen, wirtschaftli-
chen und militärischen Instrumente zu
nutzen, um Frieden und Stabilität zu
erhalten.

Kritische Situation
Masala analysierte Systeme gemeinsa-
mer Sicherheit und beschrieb, warum
Systeme wie der Völkerbund zwar
Schutz gegen außen und voreinander
gaben, sie dennoch keinen Erfolg ha-
ben, weil sie in Friedenszeiten nicht

gebraucht werden und im Konfliktfall
nicht funktionieren. Kollektive Sicher-
heit, so Masala, funktioniert nicht.
Auch die Vereinten Nationen seien kein
System kollektiver Sicherheit, da der
Sicherheitsrat eine herausgehobene
Stellung und quasi Immunität habe. Er-

folgversprechender seien Systeme kol-
lektiver Verteidigung. Hier gebe es
mehrere Konstellationen: Entweder ist
die Bedrohung so groß, oder ein Mit-
glied so mächtig, dass alle Beteiligten

zur Kooperation ge-
zwungen sind.

Die Blockbildung um
die Supermächte bis
1990 zeichnete sich
durch Verregelung
und Berechenbarkeit
aus. Problematisch
sei, dass sich dieses
hoch verregelte Sys-
tem verändert hat, die
Institutionen aber
nicht. Ein abnehmen-
des gemeinsames in-
ternationales Interes-
se, eine Schwächung
der  internationalen

Organisationen und die europäische
Annahme, die USA würden nicht mehr
gebraucht, um das Gut „Sicherheit“ zu
schützen, schaffen eine kritische Situ-
ation für die internationale Stabilität.
Noch dazu bestehe keine Einigung
über die Frage, was die neuen Heraus-
forderungen denn sind.

Flexibilisierung und
Informalisierung

In Europa sind je nach geographischer
Lage die Arktis, das Mittelmeer oder
Russland die größten Herausforderun-
gen. Ohne gemeinsame Bedrohungs-
wahrnehmung jedoch gibt es auch
kein gemeinsames Handeln mehr. Die
Zukunft werden eine Flexibilisierung
und Informalisierung von Sicherheits-
strukturen (auch innerhalb der NATO)
prägen, sagte Masala. Das 21. Jahrhun-
dert werde sich sicherheitspolitisch
durch wechselnde Allianzen und we-
niger Verrechtlichung und Institutio-
nalisierung auszeichnen.

Saskia Hieber

Carlo Masala: „Kollektive Sicherheit
funktioniert nicht“

Nepalesische UN-Soldaten bei einem Einsatz in Somalia

Linktipps:

http://www.un.org/
http://www.un.org/depts/german/
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Nach wie vor, auch 55 Jahre nach dem
Tod Thomas Manns, streiten sich die
Forscher um ein Thema: War Thomas
Mann ein politischer Schriftsteller?
Nach einer Tagung in Tutzing, wo sich
erneut namhafte Experten getroffen
haben, beginnen sich die Fronten nun
aufzuweichen: Insbesondere von 1933
bis 1945 sei Thomas Mann ein emi-
nent politischer Schriftsteller gewe-
sen, sagt Hans Wißkirchen, Präsident
der Deutschen Thomas-Mann-Gesell-
schaft. Der Grund: Manns Zeitanaly-
sen seien immer dort am stärksten
„und auch heute noch interessant,
wenn wir die Geschichte des 20. Jahr-
hunderts in den Blick nehmen, wo es
um ihn persönlich geht, wo die Grund-
lagen seiner intellektuellen Identität
tangiert wurden“.

Wagner als Kitt

Also eben zu der Zeit, als Mann mit
Schrecken Parallelen zu Hitler fest-
stellt. Oder, wie es Wißkirchen nennt,
den „geheimen Kitt dieser Verbindung
zwischen Thomas Mann und Hitler“.
Dieser Kitt, das sei Richard Wagner:
„Nicht nur hat Thomas Mann von
Wagner gelernt, wie man Hitler sehen
sollte, sondern Hitler hat seine Macht-
inszenierungen von Wagner hergelei-
tet.“ Da es sich nun bei beiden um
Wagnerianer handelt, spreche Mann,
genau wie Hitler, diese ästhetische
Sprache.

Thomas Mann sieht, wie Hitler viele
Mechanismen Wagners übernimmt –
das wiederum befähigt den Schriftstel-
ler dazu, den Wagnerianer Hitler auf
eine Weise zu begreifen, wie dies ab
1933 nur wenigen zeitgenössischen
Intellektuellen möglich ist: als einen

Mann, der die Möglichkeiten der Ins-
zenierung im Sinne Wagners verstand.
Als einen geschickten politischen Red-
ner, der die unpolitischen Massen in
der Hand hatte.

Die Liebe Hitlers zu Wagner – sie wird
für Thomas Mann ab 1933 zu einem
zentralen Lebensproblem, analysiert
Wißkirchen und zitiert den Schriftstel-
ler mit dem Worten: „Wenn zweien
dasselbe gefällt und einer davon ist
minderwertig – ist es dann auch der
Gegenstand?“

Wanderredner
der Demokratie

Mann löst diesen Konflikt Wißkirchen
zufolge, indem er gegen Hitler im Wag-
nerschen Sinne kämpft, er wird zum
„Wanderredner“ der Demokratie, „als
Redner gegen Hitler, der diesen mit
dessen ureigensten Waffen angriff“.
Diesen Kampf macht Mann im Exil

auch zu seiner eigenen, neuen Identi-
tät: Immer wieder müsse er sich im
Exil als Gegenfigur zu Hitler bewei-
sen. Als Höhepunkt der medialen
Auseinandersetzung mit dem Hitler-
regime führt Wißkirchen Thomas
Manns Reden an die deutschen Hörer
an, die der Schriftsteller von Oktober
1940 bis Mai 1945 hielt und die von
der BBC gesendet wurden.

Akademiedirektor Heinrich Oberreu-
ter wirft ein: „Thomas Mann war ein
entschiedener Gegner der Barbarei.
Aber eben auch ein entschiedener Ver-
kenner der Aufbaubewegung in der
neuen Bundesrepublik.“ Wißkirchen
stimmt zu: „Die junge Bundesrepu-
blik war nicht mehr sein Terrain“. Zeit
seines Lebens sei Mann einer geblie-
ben, der „im romantischen Deutsch-
land verwurzelt war und blieb“.

Wißkirchen ist nur einer der Experten,
die Oberreuter nach Tutzing geladen
hat. Darüber hinaus zu Gast waren
auch der in den USA lehrende, inter-
national führende Thomas-Mann-
und gleichzeitig Wagner-Spezialist
Hans Rudolf Vaget, der Direktor des
Instituts für Zeitgeschichte, Horst
Möller, und der Germanist Georg
Wenzel, der seit 1966 das Thomas-
Mann-Archiv in Greifswald geleitet
hat und über die Rezeption Thomas
Manns in der DDR referierte.

Vaget hatte eindrucksvoll den immen-
sen Lernprozess Thomas Manns ana-
lysiert: vom antiparlamentarischen
und antidemokratischen Verfechter
des Obrigkeitsstaats und einer „macht-
geschützten Innerlichkeit“ deutscher
Nationalkultur, die sich gegen sub-
stanzlose westliche Zivilisation rich-
tete, zur scharfen Kritik an der NS-
Barbarei, zur Unterstützung universel-
ler, Humanität stiftender Werte.

Doch es ist schließlich ein Schweizer,
der auf der Tagung eine Frage an-
spricht, die am Kern des Tätertraumas
der Deutschen rührt: Wie viel Anteil
hatte die deutsche Kultur an der deut-

Manns Kampf gegen Hitler
Thomas Mann und die politische Kultur der Deutschen

Er hat ihn angewidert und fasziniert zugleich: Wie Adolf Hitler
den Literaten Thomas Mann zur Auseinandersetzung gezwun-
gen und damit auch sein Werk geprägt hat und warum dieses

Werk spätestens ab 1933 eminent politisch war – in der Akademie
sind namhafte Forscher diesen Fragen nachgegangen.

Hans Wißkirchen: „Thomas Mann
war und blieb im romantischen
Deutschland verwurzelt“
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schen Katastrophe? Philipp Gut, Re-
dakteur der in Zürich erscheinenden
„Weltwoche“, hat sich intensiv mit der
deutschen Kultur in den Werken Tho-
mas Manns befasst. Er hat das gesam-
te Werk auf diesen Begriff hin analy-
siert und damit die erste umfassende
Studie zu diesem Thema vorgelegt.

In Tutzing nun versucht er den Erfolg
des Nationalsozialismus mit Hilfe von
Gegensatzpaaren herauszuarbeiten,
wie sie sich auch ansatzweise in Tho-
mas Manns Lebenslauf finden lassen:
Von der notorischen Un-politik hin zur
totalen Politik, vom politischen Vaku-

um hin zu einem Staat, in dem die Bür-
ger zu bloßen Funktionsträgern der
totalen Politik gemacht worden seien.
Oder, um es mit den Begrifflichkeiten
zu sagen, die Thomas Mann selbst ge-
prägt hat: Der Ästhetizismus, die
Schöngeisterei, sei schlussendlich  zum
Wegbereiter der Barbarei geworden.

Es ist diese Erkenntnis, die
bei Mann zu einer radika-
len Selbstkritik geführt
habe. Die Einsicht, dass die
Kultur, die er noch während
des Ersten Weltkriegs als
Gegenmodell zur Zivilisa-
tion leidenschaftlich vertei-
digt hat, ohne zivilisatori-
sche Bindungen Gefahr
läuft, in der Barbarei zu en-
den. Die pragmatische
Konsequenz: Mann ver-
bündet sich mit der westli-
chen Zivilisation gegen die
Nazis.

Die Zeit im Exil, vermutet Gut, müsse
Thomas Mann als zutiefst unnatürlich
empfunden haben. Schließlich habe er
sich als Deutscher definiert: „Mit der
Welt allein kann ich nichts anfangen“,
zitiert Gut den Exilanten. Die deutsche
Kultur, sie sei immer Manns Bezugs-

(Siehe Presseschau Seite 22)

Philipp Gut: radikale Selbstkritik
bei Thomas Mann    Fotos: Plank

Thomas Mann um 1939 im Exil in den USA
Foto: Wiki-Commons

größe gewesen. Im Deutschen habe er
die europäische Prägung gesucht. Und
da ist sie wieder, die Nähe und gleich-

zeitig der Kontrast zu Hitler, der von
einem deutschen Europa träumte.
Mann habe sich, so Gut, nach einem
europäischen Deutschland gesehnt.
Oder, wie es Oberreuter formuliert:
„Heimat haben und Welt.“ Oberreuter
zitiert damit einen Schriftsteller, der in
seinen Werken die Erfahrung der zwei-
ten deutschen Diktatur verarbeitet:
Reiner Kunze.

Kathrin Haimerl

Die Künstlerinnen der GEDOK vor einer Auswahl ihrer Bilder
Foto:Grümann

Seit mehr als 20 Jahren bereichern
Künstlerinnen der GEDOK Mün-

chen die Räume der Akademie mit ih-
ren aktuellen Arbeiten. Die neueste
Auswahl wird dem interdisziplinären
Selbstverständnis der Künstlerinnen
gerecht: Die Exponate weisen eine gro-
ße Bandbreite von Techniken und The-
men auf. Das ausgestellte Spektrum
umfasst sowohl klassische bildende
Kunst in Form von Malerei, Lithogra-
fien, Collagen, Zeichnungen und Fo-
tografien, als auch spartenübergrei-
fende Konzept- und Gegenwartskunst.
Neben 22 mehrheitlich aus der Regi-
on stammenden Künstlerinnen zog das
GEDOK-Netzwerk erstmalig in die-
sem Jahr auch Arbeiten von Gast-
künstlerinnen aus den USA und Bul-
garien hinzu. Mit einer Vernissage

 24 Positionen – große Bandbreite

wurde der neue Werkszyklus von Aka-
demiedirektor Heinrich Oberreuter er-
öffnet. Um auch in Zukunft dem um-
fangreichen Schaffen der Künstlerin-
nen den angemessenen Raum bieten zu

können, verwies Oberreuter auf den
laufenden Bau des neuen Hörsaalge-
bäudes, der bis zum Juli 2011 fertig
gestellt werden soll.

Verena Grundler

Besuchern steht die Ausstellung von Montag bis Freitag innerhalb der Öffnungszeiten der Akademie von 8-17 Uhr offen
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Der Wert und die Bedeutung
der politischen Erziehung und
Bildung junger Menschen für

die Zukunft eines freiheitlich-demokra-
tischen Gemeinwesens bedarf heut-
zutage keiner besonderen Begründung
mehr. Ende der fünziger, Anfang der
sechziger Jahre lag dieses außeror-
dentlich wichtige Aufgabenfeld der
politischen Bildungsarbeit jedoch
noch weitgehend brach.

Kritische Beschäftigung

„Erst bilden, dann entscheiden“, so
lautete denn auch das Credo der
zunächst organisatorisch der Volks-
hochschule Nürnberg angeschlosse-
nen neuen Jugendakademie. In Ergän-
zung zu den Jugendverbänden der
politischen Parteien wandte sie sich an
junge Menschen im Alter zwischen 16
und 21 Jahren, die „sich (noch) unge-
bunden, risikolos aber kritisch mit der
Politik als Modellfach beschäftigen
möchten. Die erst einmal auf möglichst
neutraler Ebene und mit wissenschaft-
lichen Grundlagen einen Bildungs-
stand erreichen wollen, der ihnen dann
eine durchdachte und wohlbegrün-
dete eigene (politische) Entscheidung
ermöglicht.“ Nicht Interesselosigkeit,
so die Einschätzung ihrer damaligen
Initiatoren, sei der Grund für den oft
bei Jugendlichen beklagten Mangel an
politischer Bildung. Vielmehr würde
weder in den Schulen ausreichend
staatsbürgerlich ausgebildet noch be-
stünden im Rahmen von Freizeitakti-

vitäten hinlängliche politische Bil-
dungsangebote. Schon gar nicht aber
dürfe man politische Bildung allein
den parteipolitischen Jugendorgani-
sationen überlassen. Auch gelte es,
die rund 75 Prozent der jenseits orga-
nisierter  Verbände stehenden Jugend-
lichen nicht zu vergessen. Insofern sei
die Nürnberger Jugendakademie für
Politische Bildung „eine Notwendig-
keit“, um auf der „Grundlage absoluter
parteipolitischer Neutralität das für das
menschliche Leben unbedingt erfor-
derliche staatsbürgerliche Bewusstsein
zu wecken“ und damit die politische
Bildung junger Menschen zu fördern.
Die Staatsbürger von morgen müssen
„schon heute in den Staat hineinwach-
sen; nur wenn ein demokratisches
„Grundgefühl“ in breiten Kreisen ent-
wickelt werden kann, sind Garantien
für die Aufrechterhaltung und weitere
Verwirklichung einer menschenwürdi-
gen Gesellschaftsform gegeben.“

Nürnberger Modell

Dies wurde vom damaligen Akademie-
direktor Felix Messerschmid wohl
ebenso gesehen, weshalb er der Nürn-
berger Einrichtung bei deren konzep-
tioneller Grundlegung und ihrer Etab-
lierung in der Folgezeit tatkräftige Un-
terstützung zuteil werden ließ. Das
„Nürnberger Modell“ sollte nicht zu-
letzt weiteren Jugendakademien für
politische Bildung in den einzelnen
bayerischen Bezirken und Städten als
Blaupause dienen.

Das organisatorische Fundament der
Jugendakademie bildeten Vertrauens-
leute in den Schulen. In Verbindung
mit der Schülermitverwaltung infor-
mierten die Vertrauensleute ihre Mit-
schüler über die Arbeit der Jugend-
akademie. Ihnen oblag zugleich die
Auswahl der Teilnehmer an deren un-
terschiedlichen Veranstaltungen. Die
durchschnittliche Gesamtteilnehmer-
zahl wird für 1960/61 mit 120 bis 130,
für 1961/62 bereits mit 250 angegeben.
Die Arbeit der Jugendakademie voll-
zog sich im Wesentlichen innerhalb
von vier methodischen Einheiten:
Hauptkurse, Arbeitskreise, Arbeits-
gruppen und Wochenendtagungen.
Jede Veranstaltungsreihe stand unter
einem bestimmten Rahmenthema und
wurde mit einer Wochenendtagung
in der Tutzinger Akademie abge-
schlossen.

Erlebte Geschichte

„Wir und die Demokratie“, so lautete
das Rahmenthema, unter dem am 20.
und 21. Januar 1961 in Tutzing die
Abschlusstagung des 1. Trimesters
stand.  Akademiedirektor Messer-
schmid und Tagungsleiter Manfred
Scheib referierten zum „Wandel der
politischen Ideen und Grundstim-
mungen von 1910-1948 (Erlebte Ge-
schichte)“. In einem weiteren Vortrag
verglich Messerschmid die „Gesell-
schaftliche und politische Ordnung in
Demokratie und Diktatur“. Manfred
Scheib erläuterte die „Methoden der
politischen Jugendführung in der
SBZ“ .
Weiteren zwei Tagungen im selben
Jahr 1961 folgten bis 1969 noch ins-
gesamt 17 Wochenendgespräche mit
der Nürnberger-, zuletzt zusätzlich
auch der Coburger -Jugendakademie.
Mit dem im Juli 1969 hausintern ge-
fassten Entschluss, Wochenenden
nur noch „in unumgänglichen Fällen“
zu belegen, endete dieses erfolgreiche
Tagungsformat.

Steffen H. Elsner

Politische Jugendbildung im überregionalen Verbund
Die Tutzinger Akademie und die Nürnberger Jugendakademie

für Politische Bildung

„Demokratie durch Tun“, dieses im anglo-amerikanischen Bereich
verbreitete Prinzip, hatte sich die Jugendakademie für Politische
Bildung in Gemeinschaftsarbeit mit der Tutzinger Akademie mo-
dellhaft zueigen gemacht. In der im Jahre 1960 aus der Taufe ge-
hobenen Nürnberger Jugendakademie hatten sich aufgeschlos-
sene  junge Menschen unter der Leitung von Hermann Glaser
(1964-1990 Schul- und Kulturdezernent der Stadt Nürnberg ) und
dessen Mitarbeiter Harald Straube zusammengeschlossen, um in
organisierter Form überparteiliche politische Bildungsarbeit zu
leisten.
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Die Wände stehen bereits
Zügiger Fortschritt beim Hörsaalneubau

Bislang wurden rund 70 Tonnen Eisengeflecht im Boden
und in den Wänden verbaut. Von den geplanten rund
1000 Tonnen Beton sind schon 75 Prozent in Boden und
Wände gegossen. Noch vor der Sommerpause kann mit
der Montage der Decke des Neubaus begonnen werden.
Die Bauarbeiten liegen immer noch voll im Zeitplan des
Architekten.       ms

Fünf Monate sind nun bereits ins Land gezogen seit
dem ersten Spatenstich beim Neubau des Audimax
im Akademiegarten. Nach dem Aushub der Baugrube

und der Stabilisierung des Hangs und des Altbaus mit Be-
tonsäulen und Bodenankern konnte mittlerweile die Boden-
platte gegossen werden. Inzwischen stehen auch bereits die
Wände des  neuen Hörsaals und der anderen Räume im Tief-
geschoss. Die Umrisse des Audimax sind deutlich erkennbar.

Fotos: Schröder
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München (KNA) Nach Ansicht des
ehemaligen EKD-Ratsvorsitzenden
Wolfgang Huber gibt es keinen Grund,
die europäischen Gesellschaften ins-
gesamt als säkular zu bezeichnen. Die
religiöse Pluralität in Europa schließe
auf eine besonders markante Weise die
säkulare Option ein, betonte Huber laut
Manuskript am Dienstagabend in Mün-
chen. Auch wenn das Ausmaß der Ent-
kirchlichung in Deutschland gerade
seit der Wiedervereinigung erhebliche
Sorgen mache, bestehe kein Grund,
den Öffentlichkeitsauftrag der Kirche
zurückzunehmen.
Der ehemalige Bischof der Evangeli-
schen Kirche Berlin-Brandenburg-
Schlesische Oberlausitz warnte die
Kirchen davor, sich im Binnenbereich
einzurichten. Auch wenn sie wegen der
Missbrauchsskandale von einem be-
drückenden Vertrauensverlust betrof-
fen seien, wäre es doch nur ein erneu-
tes Versagen vor ihrem Auftrag, wenn
die Kirchen darauf verzichteten, das

Evangelium der Barmherzigkeit Got-
tes zu verkünden. Deshalb komme es
darauf an, dass sie gerade jetzt ihre
Stimmen in einer aufeinander abge-
stimmtenWeise hören ließen.
Huber räumte ein, im Laufe der Jahre
sei in Europa der Eindruck entstanden,
fortschreitende Modernisierung gehe
mit einer unaufhaltsamen gesellschaft-
lichen Säkularisation einher. Der de-
mografische Wandel habe dies noch
verstärkt. In einer älter werdenden Ge-
sellschaft würden auch die Kirchen
älter, außerdem lösten sich Milieus auf.
Die Migration habe zudem eine neue
Form von religiöser Pluralität erzeugt,
in der der innerchristlichen nun eine
besondere Bedeutung zukomme.
Der 2. Ökumenische Kirchentag im
Mai in München habe deutlich ge-
macht, dass die Vielfalt der christlichen
Kirchen einen Reichtum darstelle, be-
tonte Huber. Er erinnerte daran, dass
nach wie vor die deutliche Mehrheit
der Deutschen und ebenso die über-

zeitungsecho+medienstimmen+pressesplitter
Akademie-Arbeit und Veranstaltungen im Spiegel der Medien

Die KATHOLISCHE NACHRICHTENAGENTUR (KNA) aus München schrieb am 29. Juni 2010
über das Akademiegespräch im Bayerischen Landtag mit Wolfgang Huber:

Huber: Europa ist nicht als „säkular“ einzustufen
wältigende Mehrheit der Europäer ei-
ner christlichen Kirche angehörten. In-
wieweit die säkulare Option weiter an
Gewicht gewinnen werde, hänge je-
doch davon ab, in welchem Geist die
christlichen Kirchen auf die veränder-
te Situation reagierten.
Der frühere EKD-Ratsvorsitzende ap-
pellierte an die Kirchen, den in der
jüngsten Zeit erlittenen Vertrauensver-
lust, selbstkritisch aufzuarbeiten. Zu-
gleich sollten sie die missionarische
Situation ernst nehmen. Mit dem Islam
gelte es im Geist von „Klarheit und
guter Nachbarschaft“ zu leben, aber
darauf zu beharren, dass auch der Is-
lam die Unterscheidung zwischen Re-
ligion und Politik respektiere.
Menschen suchten nach Orten verläss-
licher Solidarität und verbindlicher
Orientierung, unterstrich Huber. Die-
ser Aufgabe sollten sich die Kirchen
beherzt stellen.

(Siehe Bericht Seite 4)

„Vernunft, Staat und Gesellschaft im
Judentum“: Damit befasste sich eine
Tagung der renommierten Akademie
für Politische Bildung in Tutzing.
Zentralratspräsidentin Charlotte Kno-
bloch stellte einmal mehr fest, dass
das Leben der Juden in Deutschland
„vor einem grundlegenden Wandel
steht“. Die jüdischen Gemeinden in
Deutschland hätten ein neues Selbst-
bewusstsein gewonnen und sähen es
als ihre vornehmliche Aufgabe an, mit
den nichtjüdischen Mitbürgern ins
Gespräch zu kommen und weiterhin
latent vorhandene antisemitische Res-
sentiments abzubauen. Orte des Dia-
logs wie das neue jüdische Zentrum in

Zur Tagung Vernunft, Staat und Gesellschaft im Judentum im März mit Charlotte Knobloch (siehe Report 2/2010)
schreibt die Zeitschrift TRIBÜNE, Heft 194, 2/2010, S. 30:

München wollen „uns Deutsche“ über
unsere gemeinsame deutsche Vergan-
genheit ins Gespräch kommen lassen,
„in welchem es nicht mehr um Schuld
und Schmach, aber um Verantwortung
gehen muss, die sich aus der Vergan-
genheit ergibt und auf die Zukunft er-
streckt“. Das große Geschenk, das uns
die jüdischen Mitbürger bringen kön-
nen, ist es, als Juden vorbehaltlos „kein
Geheimnis mehr zu sein“, so Kno-
bloch.
Religionswissenschaftler, Historiker
und der Erziehungswissenschaftler
Micha Brumlik debattierten vor allem
über die Besonderheiten jüdischer Re-
ligion und richteten sich in ihren Vor-

trägen an ein wissenschaftlich vorge-
bildetes Publikum. Als wenig überzeu-
gend wurden die Thesen des Wiener
Historikers Michael Ingber einge-
schätzt, der die Position vertrat, es ge-
be „keine systematische Lehre der
Rabbinen zum Thema Krieg und Frie-
den“. Daraus konstruierte er einen Zu-
sammenhang mit der aus seiner Sicht
mangelnden Reflexion der gegenwär-
tigen Aktivität der israelischen Armee.
Auf Kritik stieß, dass Ingber keine den
Gaza-Einsatz rechtfertigenden Stim-
men aus dem rabbinischen Lager an-
führte, um die Argumentation prüfen
und seine Thesen so überhaupt erst
begründen zu können.
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… Nicht erst seit dem gescheiterten
Anlauf von Ursula von der Leyen für
die Kandidatur zum Bundespräsiden-
ten sind Frauen in der Politik ein The-
ma. Alle anderen Verfassungsorgane
sind oder waren bereits schon einmal
mit Frauen an der Spitze besetzt. Die
Politik brauche mehr Frauen, erklärte
der Politikexperte Oberreuter. Denn sie
seien der tragende und gestaltende Teil
der Gesellschaft.

Es sei heute noch immer keine Selbst-
verständlichkeit, die Familienerfah-
rung mit einem politischen Engage-
ment zu verknüpfen. „Die Mehrzahl
der Menschen in unserer Gesellschaft
sind Frauen und die Minderheit in den
Parlamenten und Parteien sind Frau-

en. Da stimmt was nicht“, stellt Ober-
reuter kurz fest. Dort, wo es darauf
ankomme, seien Frauen benachteiligt,
wenn man sich die Gehaltszettel und
die Führungspositionen anschaue.
Dabei sei die gestalterische Kraft von
Frauen in der Politik dringend gefor-
dert.

Die Grünen-Politikerin Christine
Scheel ist davon überzeugt, dass Frau-
en eine gänzlich andere Politik als
Männer machen, und zwar weil Frau-
en oft von ihren Lebensaufgaben her
sehr vielfältig sein müssen. Da ist
schon einmal die Vereinbarkeit von
Familie und Beruf. „Da müssen viele
Dinge nebeneinander organisiert wer-
den und man hat doch dabei den Blick
auf das Ganze und die Zukunft“, be-
tont Scheel. Frauen seien nachdenk-
licher und in ihren Entscheidungen
auch nachhaltiger, weil sie nicht nur
diese tagespolitischen Themen im
Kopf haben. Frauen, gerade Mütter,
denken stärker darüber nach, was Ent-
scheidungen in Zukunft für ihre Kin-
der bedeuten.

Frauen sind auch starke Politikerinnen,
wie die ehemalige Premierministerin
Kazimiera Prunskiene beweist. „Am
Ende des sowjetischen Regimes muss-
ten wir eine Entscheidung treffen, un-
seren selbstständigen Staat wieder
aufzubauen“, erklärt sie. Sie war da-

Über den Passauer Tetralog berichtete das STRAUBINGER TAGBLATT am 14. Juni 2010:

„Frauen sind tragender Teil der Gesellschaft“

(Siehe Bericht Seite 3)

mals als Ministerin die einzige Frau in
der Regierung. Ihre Stimme als Minis-
terpräsidentin sei sehr wichtig gewe-
sen, um nicht nur männliche Positio-
nen bei Entscheidungen zu berück-
sichtigen, sondern als Frau vor allem
auch sozialpolitisch Akzente zu set-
zen. Gerade ihre westdeutschen Er-
fahrungen haben ihr stark geholfen,
sich für ihr Land einzusetzen und den
Wechsel von einer Planwirtschaft in
eine sozial orientierte Marktwirtschaft
zu vollziehen.

„Ich mach’ Euch nicht
den Söder“
Kritisiert wurde von den Politikerinnen
einstimmig der momentane Diskussi-

onsstil, der in der Politik
Schlagzeilen macht. „Ich
mach’ Euch nicht den
Söder“, sei der erste Ge-
danke von Natascha Koh-
nen gewesen, als ihr das
Amt der Generalsekretä-
rin der BayernSPD ange-
boten wurde. Sie sei
überzeugt, dass die Men-
schen die Nase voll haben
und sich abwenden von
der Politik, „weil sie nicht
mehr gestaltend, sondern
getrieben ist.“ Es müsse
eine Kehrtwende eintre-
ten in den Umgangsfor-
men. „Was wir brauchen
ist ein ordentlicher Dis-
kussionsstil, der sich an

der Sache orientiert“ und nicht das,
was derzeit ablaufe in Sachen „Wild-
sau und Gurkentruppe“…

Heinrich Oberreuter: „Gestalterische Kraft von Frauen ist in der Politik dringend
gefordert“. Auf dem Podium des 13. Passauer Tetralogs (von links): Natascha Kohnen
MdL (SPD), Kazimiera Prunskiene Ministerpräsidentin a.D., Moderator Heinrich
Oberreuter, Christine Scheel MdB (Grüne) und Reserl Sem MdL (CSU)

      Foto: T. Scholz
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… Man lässt dort nicht locker. „Tho-
mas Mann und die politische Kultur
der Deutschen“ wurden dort nun ins
Visier genommen, und auch wenn
dabei manches allzu Bekannte zur
Sprache kam, so wurden doch bemer-
kenswerte Akzentsetzungen vorge-
nommen, die weiterhin für Gesprächs-
stoff sorgen könnten. Hans Rudolf
Vaget (Northampton) verortete den
Exilanten „auf der Überholspur der
Geschichte“, den die Radikalität und
Hellsicht seiner Deutschland-Kritik
seinem Land unaufhebbar entfremdet
habe, das womöglich schneller poli-
tisch gereift wäre, wenn der Vertriebe-

Edo Reents in der FRANKFURTER ALLGEMEINEN ZEITUNG vom 30. April 2010:

Dieser Magier wusste doch mehr, als wir dachten
Erst wollten die Deutschen Thomas Mann zurückhaben, dann wieder nicht:

In Tutzing bringt man Licht in dieses ewige Missverhältnis

ne im Nachkriegsdeutschland größe-
ren Einfluss gehabt hätte. Scharf kri-
tisierte Vaget Thomas Manns Verein-
nahmung durch Joachim Fest: Dieser
habe absichtlich einen engen Politik-
begriff gebraucht, schriftstellerische
Ironie auf die Publizistik übertragen
und von Golo Manns später wider-
rufenem Diktum von den „unwissen-
den Magiern“ unkritischen, unlaute-
ren Gebrauch gemacht.
Das ist im Lichte dessen, was wir heu-
te über Thomas Mann wissen und den-
ken, zumindest bedenkenswert. Vaget
hatte gute Gründe für seine Forderung,
endlich damit aufzuhören, die eine

Textgattung (die erzählerische) gegen
die andere (die Tagebücher) auszuspie-
len. Fraglich ist indes, ob es zutrifft,
Fest habe sich Thomas Mann so zu-
rechtgebogen und dabei manches
ausgespart, um im Nachkriegs-
deutschland Deutungshoheit zu  ha-
ben und dabei den Konkurrenten
Thomas Mann gewissermaßen auszu-
schalten. Die Unterstellung eines sol-
chen Motivs passt nicht zu Vagets
Diagnose, Thomas Mann habe auf das
Nachkriegsdeutschland ansonsten
kaum Einfluss gehabt – er kann dann
für Fest auch keine Konkurrenz ge-
wesen sein. …

Einer breiten Öffentlichkeit
ist Professor Heinrich Ober-
reuter als politischer Kom-
mentator in Funk und Fern-
sehen bekannt. Dieser Tage
besuchte er mit zahlreichen
Mitarbeitern in anderer
Funktion die Akademie für
Lehrerfortbildung und Per-
sonalführung in Dillingen.

Denn Professor Oberreuter
ist auch Direktor der Aka-
demie für Politische Bil-
dung in Tutzing am Starn-
berger See. Diese verbindet
mit der Akademie für Leh-
rerfortbildung und Perso-
nalführung seit vielen Jah-
ren eine enge Partnerschaft, deren Ko-
ordination in den Händen von Studi-
endirektor Siegfried Münchenbach
liegt. So werden laut Pressemitteilung

etwa 26 Lehrgänge im Jahr gemeinsam
veranstaltet und damit etwa 800 Lehr-
kräfte erreicht. Die Lehrgänge dienen
der politischen Bildung und fördern

Die AUGSBURGER ALLGEMEINE schrieb am 27. Juni 2010 über den Betriebsausflug der Akademie nach Dillingen:

Partnerschaft zwischen Dillingen und Tutzing wurde bekräftigt
Lehrkräfte mit den Unter-
richtsfächern Sozialkunde,
Geschichte, Geografie,
Deutsch, Ethik, Wirtschaft
und Recht sowie interkultu-
relle Erziehung.

Prof. Heinrich Oberreuter
und Dr. Paul Olbrich, der
Leiter der Dillinger Akade-
mie, bekräftigten den Erhalt
und den Ausbau der Part-
nerschaft auch in wirt-
schaftlich schwierigeren
Zeiten. Die politische Bil-
dung sei ein unverzicht-
barer Stabilisator der Ge-
sellschaft und der politi-
schen Ordnung, sie sei ein

wesentlicher Bestandteil der Fortbil-
dung von Lehrkräften in Bayern, be-
tonten die beiden Akademieleiter.

Im historischen Innenhof der Dillinger Akademie lassen
sich die Mitarbeiter aus Tutzing die Geschichte der
ehemaligen Jesuiten-Universität erläutern

(Siehe Bericht Seite 16)
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Themen   Tagungen   Termine
Für die mit einem * gekennzeichneten Tagungen gibt es bereits einen festen Teilnehmerkreis. Zusätzliche Anmel-
dungen sind nur in Ausnahmefällen und nach Rücksprache mit dem Tagungsleiter möglich. Wir bitten um Ihr
Verständnis!

36-1 6. – 9. September
Die neue Weltwirtschaftskrise: Ursachen, Verlauf und Folgen
Ferienseminar 3
Leitung: Wolfgang Quaisser
Sekretariat: Heike Schenck Tel. 08158/256-46

36-2 9. – 12. September
Sommerakademie – Nachwuchstagung ASIEN
“Drachen, Tiger, lahme Enten“
In Zusammenarbeit mit der Bundeszentrale für politische Bildung
Leitung: Saskia Hieber / Hans-Georg Lambertz
Sekretariat: Ina Rauš Tel. 08158/256-53

37-4 15. – 16. September
Behinderung – Neue Wege zur Integration in der frühen Kindheit
Leitung: Michael Spieker
Sekretariat: Heike Schenck Tel. 08158/256-46

37-2 17. – 18. September
Journalistenausbildung zwischen Medienwandel und Bologna-Prozess
In Zusammenarbeit mit dem Münchner Arbeitskreis Öffentlicher Rundfunk (MAR)
Leitung: Michael Schröder / Walter Hömberg
Sekretariat: Renate Heinz Tel. 08158/256-50

38-1*  20. – 24. September
Triebkräfte und Wirkungen der Globalisierung
Lehrerfortbildung mit der Akademie Dillingen
Leitung: Manfred Schwarzmeier / Eva-Maria Post
Sekretariat: Ina Rauš Tel. 08158/256-53
Anmeldung über die Akademie Dillingen

38-2* 20. – 24. September
Fakultas Sozialkunde: Soziologie
Lehrgang zur Erlangung der Fakultas in Sozialkunde an Gymnasien 3. Sequenz / 4. Lehrgang
Lehrerfortbildung mit der Akademie Dillingen
Leitung: Stefan Köppl / Evelin Mederle
Sekretariat: Renate Heinz Tel. 08158/256-50
Anmeldung über die Akademie Dillingen

39-1 27. September – 1. Oktober
Meinung im Journalismus
Kommentar – Leitartikel – Glosse – Rezension
Workshop mit Peter Linden
Leitung: Michael Schröder
Sekretariat: Heike Schenck Tel. 08158/256-46

S e p t e m b e r
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39-2 30. September – 2. Oktober
Politische Kultur in Deutschland
20 Jahre nach der staatlichen Vereinigung
In Kooperation mit dem Arbeitskreis „Politik und Kultur“ der DVPW
Leitung: Stefan Köppl / Wolfgang Bergem
Sekretariat: Renate Heinz Tel. 08158/256-50

40-1* 4. – 8. Oktober
Politische Institutionen und Kultur in Südosteuropa
49. Internationale Hochschulwoche in Zusammenarbeit mit der
Südosteuropa-Gesellschaft München
Leitung: Wolfgang Quaisser
Sekretariat: Ina Rauš Tel. 08158/256-53

40-2 8. – 10. Oktober
Die Zukunft der Entwicklungszusammenarbeit
In Kooperation mit der Arbeitsgruppe Entwicklungszusammenarbeit
der Universität Heidelberg, der Bundeszentrale für Politische Bildung,
dem Verband des landwirtschaftlich-technischen Dienstes Bayern
Leitung: Saskia Hieber / Hartmut Sangmeister / Hans-Georg Lambertz / Martin Schüßler
Sekretariat: Ina Rauš Tel. 08158/256-53

41-1* 11. – 15. Oktober
Fakultas Sozialkunde: Politische Systeme
Lehrgang zur Erlangung der Fakultas in Sozialkunde an Gymnasien 4. Sequenz / 1. Lehrgang
Lehrerfortbildung mit der Akademie Dillingen
Leitung: Gero Kellermann / Siegfried Münchenbach
Sekretariat: Renate Heinz Tel. 08158/256-50
Anmeldung über die Akademie Dillingen

41-2 15. – 16. Oktober
Arbeitsmarkt und Sozialreformen im Umbruch
In Kooperation mit dem Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
in Nürnberg (IAB) und dem Osteuropa-Institut Regensburg (OEI)
Leitung: Wolfgang Quaisser / Regina Konle-Seidl / Ulrich Walwei
Sekretariat: Renate Heinz Tel. 08158/256-50

41-3 17. – 19. Oktober
Tutzinger Radiotage:
Radio neu denken – Willkommen in der Zukunft!
In Zusammenarbeit mit dem Projektteam Hörfunk
der Bundeszentrale für politische Bildung (bpb), Bonn
Leitung: Michael Schröder / Berthold L. Flöper
Sekretariat: Ina Rauš Tel. 08158/256-53

42-3* 19. – 22. Oktober
Schülerforum Politik: USA
Leitung: Saskia Hieber
Sekretariat: Heike Schenck Tel. 08158/256-46

O k t o b e r
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42-2 22. – 24. Oktober
Strahlkraft Europas – Europäische Politik zwischen nationalstaatlichem
Interesse und globalen Herausforderungen
Leitung: Gero Kellermann
Sekretariat: Heike Schenck Tel. 08158/256-46

43-1* 25. – 29. Oktober
Historische Komponenten europäischer Kultur und Gesellschaft
Lehrerfortbildung mit der Akademie Dillingen
Leitung: Gero Kellermann / Siegfried Münchenbach
Sekretariat: Ina Rauš Tel. 08158/256-53
Anmeldung über die Akademie Dillingen

43-2*  25. – 29. Oktober
Die Ganztagsklasse und ihre Möglichkeiten zur politischen Bildung
Lehrerfortbildung mit der Akademie Dillingen
Leitung: Manfred Schwarzmeier / Eva-Maria Post
Sekretariat: Ina Rauš Tel. 08158/256-53
Anmeldung über die Akademie Dillingen

44-1 5. – 7. November
Pflegefall Sozialstaat – Freiheit, Würde und die neue soziale Frage
Leitung: Michael Spieker
Sekretariat: Ina Rauš Tel. 08158/256-53

45-1* 8. – 12. November
Jugend und Recht
Lehrerfortbildung mit der Akademie Dillingen
Leitung: Gero Kellermann / Günter Grunick
Sekretariat: Renate Heinz Tel. 08158/256-50
Anmeldung über die Akademie Dillingen

45-2* 8. – 12. November
Außen- und Sicherheitspolitik der Bundesrepublik
Deutschland und ihre Rolle in der internationalen Politik
Lehrerfortbildung mit der Akademie Dillingen
Leitung: Saskia Hieber / Siegfried Münchenbach
Sekretariat: Renate Heinz Tel. 08158/256-50
Anmeldung über die Akademie Dillingen

45-5 9. November
Akademiegespräch im Landtag
In Zusammenarbeit mit dem Bayerischen Landtag
Leitung: Heinrich Oberreuter / Barbara Stamm
Sekretariat: Karin Sittkus Tel. 08158/256-49

N o v e m b e r
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45-4 12. – 13. November
Kommunalpolitisches Forum: Bildung in der Stadt
In Zusammenarbeit mit dem Bayerischen Städtetag
Leitung: Josef Deimer / Heinrich Oberreuter
Sekretariat: Renate Heinz Tel. 08158/256-50

46-1* 15. – 17. November
Gewalt gegen Kinder – Wer schützt vor Prügel, Missbrauch und Erniedrigung?
In Zusammenarbeit mit der Deutschen Polizeigewerkschaft Landesverband Bayern e.V.
Leitung: Gero Kellermann / Matthias Godulla
Sekretariat: Heike Schenck Tel. 08158/256-46

46-2 15. – 16. November
Das Ehrenamt in der Sozialen Arbeit – anerkannt oder ausgenutzt?
In Zusammenarbeit mit dem Deutschen Berufsverband Soziale Arbeit (DBSH) Bayern
Leitung: Michael Spieker / Ulrike Faust
Sekretariat: Heike Schenck Tel. 08158/256-46

46-4 17. – 19. November
Andere Länder, andere Tücken!
Praktische Probleme der Auslandsberichterstattung
In Zusammenarbeit mit dem Bayerischen Journalisten-Verband (BJV)
Leitung: Michael Schröder / Hilde Stadler / Till Rüger
Sekretariat: Heike Schenck Tel. 08158/256-46

46-3 19. – 21. November
Das Elend der Politischen Bildung – Gefährdungen der Demokratie
In Zusammenarbeit mit dem Landesverband Bayern
der Deutschen Vereinigung für Politische Bildung (DVPB)
Leitung: Michael Schröder / Armin Scherb
Sekretariat: Renate Heinz Tel. 08158/256-50

47-1* 22. – 26. November
Der Nahe Osten: Historische Wurzeln eines weltpolitischen Konflikts
Lehrerfortbildung mit der Akademie Dillingen
Leitung: Saskia Hieber / Siegfried Münchenbach
Sekretariat: Ina Rauš Tel. 08158/256-53
Anmeldung über die Akademie Dillingen

47-2*  22. – 25. November
Schülerforum Politik: Der israelisch-palästinensische Konflikt
Leitung: Manfred Schwarzmeier / Michael Spieker
Sekretariat: Heike Schenck Tel. 08158/256-46

48-1* 29. November – 3. Dezember
Ethik und Politik: Freiheit und Determination
Lehrerfortbildung mit der Akademie Dillingen
Leitung: Michael Spieker / Gottlieb Gaiser
Sekretariat: Ina Rauš Tel. 08158/256-53
Anmeldung über die Akademie Dillingen
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48-3* 29. November – 3. Dezember
Kanada – Politische Landeskunde
Lehrerfortbildung mit der Akademie Dillingen
Leitung: Saskia Hieber / Gerhard Finster
Sekretariat: Ina Rauš Tel. 08158/256-53
Anmeldung über die Akademie Dillingen

48-2  3. – 4. Dezember
Herausforderung Rechtsextremismus
Strukturen – Strategien – Gegenmaßnahmen
In Zusammenarbeit mit der Petra-Kelly-Stiftung
Leitung: Manfred Schwarzmeier / Gerd Rudel
Sekretariat: Renate Heinz Tel. 08158/256-50

48-4* 5. – 11. Dezember
Deutsch-russische Fachtagung
Leitung: Heinrich Oberreuter
Sekretariat: Sybille Haug Tel. 08185/256-47

49-2 10. – 12. Dezember
Zukunft der Zeitung – Zeitung der Zukunft
In Zusammenarbeit mit der Evangelischen Akademie Tutzing
Leitung: Michael Schröder / Axel Schwanebeck
Sekretariat: Heike Schenck Tel. 08158/256-46

50-1* 13. – 17. Dezember
Stand und Herausforderung der europäischen Integration
Lehrerfortbildung mit der Akademie Dillingen
Leitung: Wolfgang Quaisser / Evelin Mederle
Sekretariat: Renate Heinz Tel. 08158/256-50
Anmeldung über die Akademie Dillingen

50-2 13. – 15. Dezember
Recht brisant
Rechtsfragen der journalistischen Praxis
Leitung: Michael Schröder
Sekretariat: Heike Schenck Tel. 08158/256-46

50-3 15. – 17. Dezember
Im Namen des Lesers
Journalistische Praxis der Gerichtsberichterstattung
Leitung: Michael Schröder
Sekretariat: Heike Schenck Tel. 08158/256-46

D e z e m b e r
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Namen  und  Nachrichten
aus der Akademie

D I R E K T O R

Prof. Dr. Heinrich Oberreuter moderierte
beim 3. Deutsch-Türkischen Sicherheits-
dialog der Konrad-Adenauer-Stiftung in
Ankara das Podium zum Iranischen Nukle-
arprogramm und seinen sicherheitspoliti-
schen Auswirkungen. Am Willy-Brandt-
Zentrum für Deutschland- und Europastu-
dien der Universität Breslau hielt er einen
Vortrag zum Thema „Das Parteiensystem in
Bewegung – Zur Erosion der Volksparteien“.
In Berlin nahm er federführend an den Feier-
lichkeiten zum vierzigjährigen Bestehen der
Deutschen Vereinigung für Parlamentsfragen
teil, wo er u.a. das Panel Öffentlichkeit, Ver-
trauen, Legitimität leitete. In Eichstätt sprach
er anlässlich des Symposiums zum 80. Ge-
burtstag von Prof. Bernhard Sutor über Poli-
tische Bildung im demokratischen Staat und
in Haßfurt über aktuelle Herausforderungen
von Demokratien.

K O L L E G I U M

Dr. Saskia Hieber berichtete auf der Jahrestagung der International
Intelligence History Association über die Autobiographie des „Spions
der keiner war“, John Peet: „The Long Engagement“. Im Sommerse-
mester unterrichtete sie an der Universität München „Politische Sys-
teme und wirtschaftliche Entwicklungen in Asien“.

Stefan Köppl referierte in Wildbad Kreuth über die Entwicklung Ita-
liens seit der Nachkriegszeit und die Stellung Italiens in Europa.

Dr. Michael Schröder referierte in den Goethe-Instituten Verona und
München über „Politik und Mediokratie“ sowie über die aktuelle in-
nenpolitische Situation in Deutschland. Am 1. Juli konnte er sein 25-
jähriges Jubiläum im Öffentlichen Dienst begehen.

Dr. Michael Spieker sprach in Obermarchtal über „Grundlagen und
Bedrohungen des Sozialstaats“ und in Achatswies über die „Philo-
sophie der Gerechtigkeit“.

Dr. Ondrej Kalina sprach im Rahmen einer Tagung der Konrad-
Adenauer-Stiftung zu „Mythen und Wirklichkeiten im Kontext der Ge-
schichte und Geschichtspolitik in Osteuropa“. In Dresden nahm er am
interdisziplinären Förder-Kongress „Junge Wissenschaft und Praxis“
der Hanns-Martin-Schleyer- und der Robert-Bosch-Stiftung teil. Im
Sommersemester 2010 hielt er einen Lehrauftrag zum „Politischen Sys-
tem der Europäischen Union“ an der Universität Passau.

Name..............................................................................................  Vorname......................................................

Straße...................................................................... PLZ................  Ort...............................................................

Tel............................................................................ E-Mail..................................................................................

Beruf/Institution..........................................................................       Geburtsjahr..................................................
Mit dieser Rückmeldung erkläre ich mein Einverständnis zur Verwendung meiner persönlichen Daten im Rahmen der tagungs-
bezogenen Datenverarbeitung der  Akademie für Politische Bildung Tutzing

Ich interessiere mich für folgende Seminare und bitte um Zusendung der ausführlichen Tagungsprogramme:
(aus organisatorischen Gründen bitte maximal fünf Seminarnummern angeben)

..........................................................................................................................................................................................
Etwa  4 - 6  Wochen vor Seminarbeginn erhalten Sie von uns die Unterlagen für Ihre verbindliche Anmeldung.


